
  
    
  


  
    Editorial


    Liebe Leserin, lieber Leser,


    in der vorigen Ausgabe haben wir gefragt, wie wir die Tarantel verbessern können. Da sich die Zahl der Vorschläge ‒ vornehm ausgedrückt ‒ in Grenzen hielt, haben wir uns entschlossen, fehlende Kritik als Zustimmung zu werten und so weiter zu machen.


    Im Ergebnis legen wir jetzt das zweite Heft vor, das im Rahmen unseres Themenplans 2018 entstanden ist und als Schwerpunkt die Landwirtschaft behandelt. Die Beiträge dazu sind von uns geplant und auf Anfrage entstanden und behandeln das Thema aus unterschiedlicher Sicht.


    Nach einer grundsätzlichen Darlegung der LINKEN Agrarpolitik durch Kirsten Tackmann (Seite 3) untersucht Johanna Scheringer-Wright das Verhältnis von Bio-Landwirtschaft in Großbetrieben (Seite 5). Das ist nach unserem Erkenntnisstand die erste sachliche, vorurteilsfreie Untersuchung der ökologischen und sozialen Grenzen und Potentiale einer modernen, zukunftsfähigen landwirtschaftlichen (Groß-)Produktion. Dass die Zukunft auch und gerade unter dem Ernährungsaspekt einer wachsenden Weltbevölkerung dem ökologischen Landbau gehört, zeigt Götz Brandt (Seite 8). Rita Kindler untersucht die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Bauern, die sich aus der Entwicklung der Bodenpreise ergeben und die Rolle, die der Staat für eine nachhaltige Landwirtschaft spielen könnte bzw. sollte (Seite 11). Dazu gehört auch das notwendige Verbot von Glyphosat, von dem wir sicher sind, dass es kommen wird. Doch wie können und sollen die Landwirtschaft und die Kommunen damit umgehen? Diese Frage behandeln Christian Rehmer und Saskia Hirtz (Seite 14). Schließlich stellen wir das Agrarleitbild der Brandenburger LINKEN vor, das zwar unabhängig von unseren Beiträgen entstanden ist, das aber die bisherigen Aussagen zusammenfasst (Seite 17).


    Trotz dieser Breite gibt es Themen, die offen bleiben und in weiteren Ausgaben Platz finden sollen. Das betrifft zum Beispiel die „grüne Gentechnik“ oder auch Verfahren der Bodenverbesserung durch Biostimulation.


    Unabhängig von den zu den Schwertpunktthemen angefragten Beiträgen haben wir jetzt auf unserer Internetseite die Möglichkeit geschaffen, bequem Artikel für die Tarantel einzureichen. Dazu kann dieser Link genutzt werden: http://www.oekologische-plattform.de/publikationen/tarantel/


    Die weiteren Beiträge sind mehr oder weniger Buchbesprechungen und uns ‒ wie auch andere, die wir aus Platzgründen nicht mit aufnehmen konnten ‒ ungeplant eingereicht worden. Sie zeigen, womit sich unsere Mitglieder beschäftigen und geben Anregungen für interessante Lektüre. Dass dabei gegensätzliche Auffassungen beispielsweise in der Stellung zu Marx oder in der Frage Ökosozialismus aufeinandertreffen, liegt in der Natur der Sache: Niemand kann sicher sagen, was uns die Zukunft bescheren wird und noch weniger ist klar, auf welchem konkreten Weg wir zu einer zukunftsfähigen, sozial gerechten Welt gelangen. Dass sich diese widersprüchlichen Meinungen aber in einem Heft wiederfinden, ist Zufall und den Aktivitäten unserer Mitglieder geschiuldet. Wir hoffen aber, dass gerade die Auseinandersetzung für alle anregend ist.


    Die Redaktion

  


  


  
    Schwerpunkt: Landwirtschaft


    Eine andere Landwirtschaftspolitik ist nötig


    von Kirsten Tackmann, MdB


    Das EU-Agrarmodell ist gescheitert - sozial und ökologisch. Trotz aller mehr oder weniger ernsthaften Versuche, die Folgen des Kapitalismus abzumildern, weil die Sicherung der Versorgung mit ausreichend und bezahlbaren Lebensmitteln die – wenn auch hoffentlich zeitlich begrenzte - Lebensversicherung für ein System ist, das auf der Ausbeutung von Mensch und Natur beruht. Deshalb arbeitet es eigentlich nicht nur auf den eigenen Untergang zu, sondern es gefährdet auf diesem Weg unsere natürlichen Lebensgrundlagen.


    Gerade für DIE LINKE ist es deshalb einerseits wichtig, die Ursachen des Scheiterns sowie Profitierende und Verlierende klar zu benennen, aber andererseits auch kurz-, mittel- und langfristige Lösungsvorschläge zu entwickeln, mit denen Verbündete gewonnen werden können für den zwingend notwendigen sozialen und ökologischen Transformationsprozess, der in der Bundestagsfraktion der LINKEN seit einigen Jahren unter dem Namen „Plan B“ diskutiert und entwickelt wird. Nicht nur, aber auch für die Landwirtschaft. Denn die Fragen, wer unter welchen Bedingungen, wie und zu welchem Preis Lebensmittel produziert, was sie kosten und wer Zugang zu ihnen hat, sollte für DIE LINKE eine der zentralen Auseinandersetzungen sein. Sie wird dennoch bislang oft eher in eine fachpolitische Nische gestellt, statt sie als gesellschaftspolitische Diskussion proaktiv voran zu bringen. Dabei unterscheidet gerade die Beantwortung dieser Fragen linke Gesellschaftskonzepte sehr deutlich von der politischen Konkurrenz, weil nicht nur Symptome gelindert, sondern Ursachen beseitigt werden sollen.


    Gerade deshalb muss DIE LINKE den aktuellen kritischen Diskurs zur Landwirtschaft vom Kopf auf die Füße stellen. So wichtig die Debatte zur neuen Finanzperiode der Gemeinsamen EU-Agrarperiode ist – Fördergelder lösen keinen Systemfehler und sind allzu oft nur Sterbegeld. Und natürlich verdienen individuelle Lebensentscheidungen Respekt, die Probleme an der Ladentheke im Bioladen, durch vegetarische oder vegane Ernährung lösen zu wollen. Dennoch ist das eine Illusion, weil man auch vom Ökolandbau nicht immer leben kann und Bio-Supermärkte auf dieselbe strukturelle Übermacht hinauslaufen. Der Kampf um den Zugang zum Boden ist für alle ortsansässigen Betriebe existenziell. Der Kapitalismus frisst eben auch die Ökolandwirtschaft, wenn auch etwas später.


    DIE LINKE macht nicht die folgenschweren Fehler Grüner Agrarpolitik. Wir treiben keinen Keil zwischen Öko- und konventionelle Landwirtschaft oder zwischen „kleine“ und „große“ Betriebe, denn sie müssen zwingend Verbündete sein im Widerstand gegen ein System, in dem nicht nur sie sondern wir alle verlieren. Gerade LINKE spielen soziale nicht gegen ökologische Probleme aus, denn sie sind zwei Seiten einer Medaille. Unser Platz ist an der Seite ortsansässiger Landwirtschaftsbetriebe, die sich gegen landwirtschaftsfremde Investoren wehren, die aus der Ferne mit Lohnunternehmen das Land bewirtschaften lassen mit ausschließlich profitablen Ackerkulturen, ohne jeden sozialen Bezug zum Dorf oder Rücksicht auf die natürlichen Standortbedingungen. Unser Platz ist an der Seite der Milchviehhalterinnen und -halter im Widerstand gegen Molkerei- und Supermarktkonzerne, die über Monate hinweg nicht die Hälfte der Erzeugungskosten bekommen, selbst wenn die Molkereigenossenschaft eigentlich ihnen gehört. Das ist übrigens längst für alle existenzbedrohend - beim Familienbetrieb, weil auch die Selbstausbeutung der ganzen Familie Grenzen hat, bei Genossenschaften, weil sie die Beschäftigten nicht mehr bezahlen können. Das Prinzip „wachse ODER weiche“ ist längst zum „wachse UND weiche“ geworden und damit gescheitert. Unser Platz ist an der Seite der Schäferinnen und Schäfer, die sich als Verlierer der EU-Agrarpolitik nicht mal selbst den Mindestlohn zahlen konnten, lange bevor die Rückkehr der Wölfe ihnen das Leben noch schwerer macht.


    Die in der EU und im Bund herrschende Agrarpolitik hat die Landwirtschaft auf eine reine Warenproduktion reduziert, die zu möglichst niedrigen Preisen möglichst viele Produkte für einen sozial und ökologisch blinden Weltagrarmarkt liefern soll – koste es, was es wolle. Das hat die Landwirtschaft in eine existenzbedrohliche Abhängigkeit von immer übermächtigeren globalisierten Konzernstrukturen entlang der gesamten Wertschöpfungskette gezwungen. Sie arbeitet quasi vor allem für deren Maximalprofite. Beginnend bei landwirtschaftsfremden Investoren, die direkt oder indirekt die Bodenkauf- und -pachtpreise so weit in die Höhe treiben, dass die Landwirtschaftsbetriebe ihre Produktionsgrundlage mit landwirtschaftlicher Arbeit nicht mehr finanzieren können. Weiter über Düngemittel-, Futtermittel-, Saatgut- und Pflanzenschutzmittelkonzernen, Agrartechnikkonzerne, Internetkonzerne, Molkerei- und Schlachthofkonzerne bis hin zu Supermarktketten. Damit ist ein Zwangssystem entstanden, in dem alle Produktionsrisiken allein von den Erzeugerbetrieben getragen werden müssen, wie selbst das Bundeskartellamt festgestellt hat. In der Folge wird sozial und ökologisch verantwortliches Handeln zum betriebswirtschaftlichen Risiko und skrupellose Gier auf Kosten von Mensch und Natur zum wirtschaftlichen Erfolgskonzept. Was für ein absurder Systemfehler – erst recht, wenn es um Lebensmittel und damit die Produktion mit unseren natürlichen Lebensgrundlagen geht! Umso fraglicher ist jedoch aus Sicht der LINKEN, wenn dennoch in der veröffentlichten Meinung vor allem die Landwirtschaft am Pranger steht. So wird es schwer, sie als Verbündete zu gewinnen. Und es reicht ja nicht, nur Symptome zu skandalisieren statt die Profiteurinnen und Profiteure in den Konzernzentralen zu entmachten.


    Die zentrale Forderung der LINKEN ist folgerichtig ein neues Agrarleitbild, d. h. eine Landwirtschaft, die vor Ort verankert, selbstbestimmt und souverän ist. Die sich strategisch auf eine regionale Versorgungsfunktion ausrichtet, prioritär mit nachhaltig produzierten Lebensmitteln, aber auch Erneuerbarer Energie. Sie soll sich am Gemeinwohl orientieren, wie auch das Kartellrecht, das Übermachtstrukturen wirkungsvoll verhindern muss. Die strategische Orientierung auf Agrarexporte ist weder sozial noch ökologisch, deshalb muss die regionale Verarbeitung und Vermarktung als Gegenstrategie gegen die Übermachtstrukturen politisch unterstützt werden. „Wochenmarkt statt Weltmarkt“ ist die – zugegebenermaßen provokante – Überschrift im Plan B.


    Gleichzeitig werden die Verlierer und Verliererinnen des aktuellen Dumpingwettbewerbs auch noch gegeneinander ausgespielt, solange sie hoffen, dass der Nachbarbetrieb schneller aufgeben muss als man selbst. Deshalb muss die LINKE kooperative Wirtschaftsprinzipien dem Dumpingwettbewerb konsequent entgegen stellen. Dazu gehört unter anderem ein Bekenntnis zu Genossenschaften vom Acker bis zur Ladentheke. Das muss jedoch eine Stärkung der demokratischen Mitbestimmung im aktuellen Genossenschaftsrecht einschließen, damit eine drin ist, wenn Genossenschaft drauf steht. Und das Solidarprinzip muss auch mit den Nachbarbetrieben gelebt werden. Neuere Kooperationskonzepte wie die Solidarische Landwirtschaft, öffentliche oder selbstorganisierte Bodenfonds oder Bürgerschaftsgärten sind willkommene Initiativen zur Unterwanderung des falschen Systems.


    Die strukturellen Systemfehler müssen aber zwingend auch ordnungs- und förderpolitisch überwunden werden. Dazu gehört, dass landwirtschaftsfremde Investoren zu Gunsten ortsansässiger Landwirtschaftsbetriebe sowohl vom direkten und indirekten Flächenerwerb als auch von der Agrarförderung ausgeschlossen werden. Die Privatisierung der BVVG1-Flächen muss gestoppt, die Flächen langfristig an nachhaltig arbeitende Betriebe verpachtet werden. Boden ist für DIE LINKE keine Ware wie jede andere, sondern eine Naturressource mit Allmende-Charakter. Er gehört nicht in Spekulantenhände!
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    Die Tierhaltung muss an der einheimischen Nachfrage orientiert, an regional verfügbare Flächen gebunden und wieder in die Landbewirtschaftung integriert werden. Gülle muss wieder zur bedarfsgerechten Düngung genutzt, statt entsorgt werden. Daraus ergibt sich gleichzeitig eine Deckelung der Bestandsgrößen an Standorten und in Regionen, die auch verhindert, dass im Tierseuchenfall zehn- oder hunderttausende gesunde Tiere vorsorglich getötet werden müssen. Eine tierärztliche Bestandsbetreuung und ein Betreuungsschlüssel für gut qualifiziertes und bezahltes Personal sichert das Wohl der Menschen und der Tiere. Eine Weidetierprämie und ein Rechtsanspruch auf bedarfsgerechte Finanzierung eines wirksamen, präventiven Herdenschutzes sind gleichzeitig eine dringend notwendige Unterstützung der Leistungen im Natur- und Hochwasserschutz.


    Minimierungsstrategien insbesondere für den chemischen Pflanzenschutz setzen auch mehr unabhängige Forschung und Beratung zu Alternativen voraus. Das Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel muss transparent, konzernunabhängig sein und alle gesundheitlichen, ökologischen und sozio-ökonomischen Risiken inklusive Landzeit- und kumulativen Effekte im Sinne der Sicherung des Gemeinwohls so erfassen, dass z.B. agrogentechnisch veränderte Pflanzen oder Glyphosat gar nicht erst zugelassen werden. Darüber wird mehr biologische Vielfalt auf und neben dem Acker, in und neben dem Stall gebraucht. Landwirtschaft muss wieder stärker als Teil des Ökosystems verstanden werden.


    Die EU-Agrarförderpolitik hat das falsche Agrarmodell zementiert. Die vielfältigen sozialen und ökologischen Probleme in der Landwirtschaft wurden nicht nur nicht behoben, sondern teilweise noch verstärkt. Die Förderung des Ökolandbaus ist zwar wichtig, aber nicht ausreichend. Deshalb fordert DIE LINKE schon lange das Grundprinzip „öffentliches Geld für öffentliche Leistung“. Dafür sollen Direktzahlungen für ökologische Leistungen gezahlt werden, damit sie flächendeckend verpflichtend umgesetzt werden müssen. Aber auch Arbeitsplätze als soziale Leistung müssen endlich berücksichtigt werden. Damit würde die Benachteiligung originär ostdeutscher Strukturen wie z. B. Agrargenossenschaften verhindert, ohne Agrarholdings ohne soziale Verankerung vor Ort zu fördern.


    Das Konzept der ökologischen Vorrangflächen hat DIE LINKE unterstützt. Leider wurden sie durch völlig überzogene bürokratische Auflagen mit hohen Anlastungsrisiken konterkariert, so dass ihr Nutzen unnötig infrage steht. Der Vorschlag der Landschaftspflegverbände für eine „Gemeinwohlprämie“ ist ein alternatives Konzept, das weiter diskutiert werden sollte.


    Wichtig aus LINKER Sicht ist eine wesentlich bessere inhaltliche Verzahnung der Agrarförderung und der Förderung für ländliche Räume. Beide brauchen einander mehr denn je. Die Art der Landwirtschaft ist prägend für die Lebensbedingungen in den Dörfern und kleinen Städte, die Landwirtschaftsbetriebe sind auf lebenswerte Dörfer und Landstädte angewiesen, soll die Fachkräftelücke nicht weiter wachsen. Wichtig wären zudem deutlich einfachere Zugänge zur Förderung, leichtere Umsetzung und mehr gezielte Programme für Frauen.


    Eine nachhaltige Landwirtschaft braucht ein neues Agrarleitbild. DIE LINKE fordert diese Diskussion ein, damit nicht nur über Agrarförderung als weiße Salbe für eine lebensbedrohliche Erkrankung diskutiert wird.

  


  
    "Ist Bio-Landwirtschaft in Großbetrieben möglich?"


    von Dr. sc. agr. Johanna Scheringer-Wright


    Derzeit gibt es einen Boom in der Biobranche. Der Bio-Umsatz in Deutschland hat 2017 erstmals die 10 Mrd. EUR Marke überschritten. Insbesondere die Discounter, aber auch die Vollsortimenter des Lebensmitteleinzelhandels haben mit größeren Verkaufsmengen den Umsatz beflügelt.


    Oft wird das Bild gezeichnet, dass biologische Landwirtschaft eigentlich nur auf kleinen Bauernhöfen möglich ist, und dass darüber hinaus Bauernhöfe per se kleine Familienbetriebe sind. Dabei ist der Begriff Bauernhof genauso unbestimmt, wie der Begriff Familie. Sind Mehrfamilienbetriebe, wie zum Beispiel Genossenschaften oder Höfe der solidarischen Landwirtschaft nun Bauernhöfe oder nicht? Ist Bio-Landwirtschaft auf Großbetrieben ein Widerspruch in sich? Versperrt dieser Kulturkampf um Größe nicht den Blick auf die Zwänge im kapitalistischen Wirtschaftssystem?


    Im Folgenden untersuche ich die Frage, ob Bio-Landwirtschaft bzw. ökologischer Landbau auf Großbetrieben möglich ist. Aus Platzgründen erfolgt die Betrachtung in erster Linie agronomisch, also aus Sicht der Ziele, die in den Richtlinien des ökologischen Landbaus niedergelegt sind.


    Richtlinien der ökologischen landwirtschaftlichen Produktion und Ziel der ökologischen Landwirtschaft:


    „Die ökologische/biologische Produktion bildet ein Gesamtsystem der landwirtschaftlichen Betriebsführung und der Lebensmittelproduktion, das beste umweltschonende Praktiken, ein hohes Maß der Artenvielfalt, den Schutz der natürlichen Ressourcen und die Anwendung hoher Tierschutzstandards kombiniert“ - so heißt es in der Richtlinie der EU über den Ökologischen Landbau2. Ziel des ökologischen oder biologischen Landbaus ist es demnach, gesunde Lebensmittel möglichst im Einklang mit der Natur zu produzieren und damit Umwelt und Ressourcen weitgehend zu schonen. Die Ernährung der Pflanzen soll weitgehend aus dem Ökosystem des Bodens sichergestellt werden. Die Bodenfruchtbarkeit wird durch Fruchtfolgen, die Leguminosen und Zwischenfrüchte enthalten, und eine integrierte Tierhaltung, die zahlenmäßig an die Fläche angepasst ist und nicht nur auf die Erzeugung von Milch und Fleisch getrimmt wird, erhalten und verbessert. In der Bio-Landwirtschaft sind vielgliedrige Fruchtfolgen vorgeschrieben, und der Einsatz von gentechnisch veränderten Organismen sowie chemisch-synthetische Dünge- und Pflanzenschutzmittel verboten. Sowohl im Pflanzenbau wie auch in der Tierhaltung gelten das Gebot der Stärkung der Immunität und Resistenzen und der Vorsorgegedanke. Der Kreislaufgedanke ist tief verankert, daher sollen Neben- und Abfallprodukte wieder verwertet und in den Nährstoffkreislauf der Betriebe zurückgespeist werden.


    Ökologischer Landbau trägt dadurch dazu bei, Ökosysteme und die Artenvielfalt zu erhalten, den Boden zu schützen, das Wasser sauber und die Klimabelastung gering zu halten. Was in den Richtlinien und auch bei der Zielsetzung des ökologischen Landbaus fehlt, ist die soziale Komponente. Mit den Arbeits- und Lebensbedingungen der in der Landwirtschaft Tätigen wird sich, wenn überhaupt, nachrangig befasst. Aus linker Sicht jedoch ist der Mensch mit seinen Rechten und Bedürfnissen untrennbar mit einer nachhaltigen Produktions- und Lebensweise verbunden.


    Stand des Ökolandbaus in der EU und in Deutschland im Allgemeinen:


    Der Anteil der ökologischen Anbaufläche in Prozent an der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche in Europa betrug im Jahr 2014 5,9%. Im europäischen Vergleich liegt Deutschland nach Spanien, Italien und Frankreich an vierter Stelle.


    In Deutschland werden gegenwärtig 1.251.320 ha nach den EU-Richtlinien für Öko-Landbau bewirtschaftet3. Wenn man davon ausgeht, dass insgesamt etwa 18,4 Millionen ha in Deutschland landwirtschaftlich genutzt werden4, dann ergibt sich daraus ein Anteil der ökologisch bewirtschafteten Fläche von 6,8%.


    In den einzelnen Bundesländern ist der Anteil der ökologischen bewirtschafteten Fläche an der landwirtschaftlichen Gesamtfläche höchst unterschiedlich.


    Tabelle 1: Ökologische Landwirtschaft in den einzelnen Bundesländern (2015)5


    
      
        
          	
            Bundesland

          

          	
            Flächenanteil an LN* (%)

          

          	
            Fläche (ha)

          

          	
            Zahl der Betriebe

          

          	
            Ø Fläche (ha)/ Betrieb

          
        


        
          	
            Saarland

          

          	
            13,1

          

          	
            10.000

          

          	
            183

          

          	
            54,6

          
        


        
          	
            Hessen

          

          	
            11,0

          

          	
            88.000

          

          	
            1862

          

          	
            47,3

          
        


        
          	
            Brandenburg

          

          	
            10,3

          

          	
            136.000

          

          	
            787

          

          	
            179,6

          
        


        
          	
            Mecklenburg-Vorpommern

          

          	
            9,3

          

          	
            126.000

          

          	
            812

          

          	
            155,2

          
        


        
          	
            Baden-Württemberg

          

          	
            9,2

          

          	
            130.000

          

          	
            7130

          

          	
            18,2

          
        


        
          	
            Rheinland-Pfalz

          

          	
            8,0

          

          	
            57.000

          

          	
            1312

          

          	
            43,4

          
        


        
          	
            Bayern

          

          	
            7,3

          

          	
            230.000

          

          	
            7460

          

          	
            30,8

          
        


        
          	
            Sachsen-Anhalt

          

          	
            4,9

          

          	
            57.000

          

          	
            387

          

          	
            147,3

          
        


        
          	
            Nordrhein-Westfalen

          

          	
            4,8

          

          	
            69.000

          

          	
            1823

          

          	
            37,8

          
        


        
          	
            Thüringen

          

          	
            4,2

          

          	
            33.000

          

          	
            301

          

          	
            109,6

          
        


        
          	
            Sachsen

          

          	
            4,1

          

          	
            37.000

          

          	
            556

          

          	
            66,5

          
        


        
          	
            Schleswig-Holstein

          

          	
            4,1

          

          	
            41.000

          

          	
            520

          

          	
            78,8

          
        


        
          	
            Niedersachsen

          

          	
            2,8

          

          	
            72.000

          

          	
            1505

          

          	
            47,8

          
        

      
    


    *LN = landwirtschaftliche Nutzfläche


    Ökologischer Landbau auf Großbetrieben:


    Schon an den unterschiedlichen durchschnittlichen Betriebsgrößen in den Bundesländern in Tabelle 1 lässt sich ablesen, dass in den ostdeutschen Bundesländern auch Großbetriebe nach den Richtlinien des ökologischen Landbaus arbeiten. Sie wurden nach 1990 aus den Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und Volkseigenen Gütern der DDR gegründet. Diese Betriebe verfügen meist über Flächen, die melioriert und großflächig sind. Die Zielsetzung eines schonenden Umgangs mit den Ressourcen Boden, Wasser und Luft kann auch auf großen Flächen mit den Bewirtschaftungsmethoden des ökologischen Landbaus gut erreicht werden. Durch die weiten, vielgliedrigen Fruchtfolgen und die Kreislaufwirtschaft mit der Verwendung des betriebseigenen Dungs wird die Bodenfruchtbarkeit erhalten. Da Nährstoffe sehr wertvoll sind, weil sie nicht einfach über Mineraldünger von außen zugeführt werden können, wird im ökologischen Anbau streng darauf geachtet, dass Nährstoffe, wie Stickstoff oder Phosphor, nicht in das Grundwasser ausgetragen werden oder in die Luft entweichen, sondern den Kulturpflanzen zugutekommen.


    Auch Ökolandwirte klagen über einen steigenden ökonomischen Druck, der sie dazu bewegt, eine Intensivierung und Spezialisierung durchzuführen. Verstärkt wird dieser Trend in den letzten Jahren außerdem durch die stark steigenden Pacht- und Bodenpreise in vielen Regionen Deutschlands.6


    Eine Reihe von Konflikten mit den Zielen des Naturschutzes ist bekannt. Zum Beispiel findet landwirtschaftliche Bearbeitung auch zu Zeiten statt, zu denen sich wildlebende Pflanzen und Tiere fortpflanzen. So können durch frühe und häufige Nutzung von Ackerfutter oder Grünland die Nester bodenbrütender Vögel wie Feldlerche oder Wiesenpieper zerstört oder Jungtiere getötet werden. Spätblühende Ackerwildkräuter können nicht zur Samenreife gelangen, wenn die Bodenbearbeitung direkt nach der Getreideernte stattfindet. Die Erhaltung der Artenvielfalt stellt auf ökologisch wirtschaftenden Großbetrieben jedoch auch deshalb eine Herausforderung dar, weil die einzelnen Ackerschläge meist sehr groß sind. Auf diesen großen Flächen wird auch in Biobetrieben schwere Technik verwendet, die negative Auswirkungen auf den Boden und das Bodenleben hat. Zwar dürfen im ökologischen Landbau keine Pestizide verwendet werden und somit werden Insekten oder Unkräuter nicht durch die chemische Keule vernichtet, jedoch nimmt mit der Größe der Flächen zum Beispiel die Anzahl der Arten ab. Untersuchungen zeigen, dass die Anzahl der Ackerunkräuter auf Feldflächen davon abhängt, ob am Rand einer Ackerfläche oder im Feldbestand gezählt wird.


    Abbildung 1: Anzahl der Beikrautarten (Ackerunkräuter) am Feldrand und im inneren der Felder7
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    Aus Abbildung 1 wird deutlich, dass im ökologischen Landbau das Vorkommen von Beikrautarten sehr viel höher ist als in Feldern, die „konventionell“, also mit Hilfe von Pestiziden bewirtschaftet werden. Der Unterschied in der Artenzahl zwischen Feldrand und innen im Feld ist jedoch auch im Öko-Landbau sehr deutlich. Es ist also für die Artenvielfalt auch im ökologischen Landbau wichtig, Feldraine und Hecken zwischen den Feldern anzulegen und in den Ackerflächen z.B. Blühstreifen einzusäen oder Ackerrandstreifen anzulegen.


    Denn Ackerunkräuter stellen eine wichtige Nahrungsgrundlage für Insekten dar. Wie in der Tabelle 2 dargestellt wird, sind es gerade Ackerunkräuter welche z.B. den Bienen, insbesondere den Honigbienen, wichtige Nahrung bieten5.


    Tab.2: Bewertung der Nahrungsgrundlage von Bienen
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    +++ sehr wichtig, ++wichtig, +weniger wichtig, - nicht genutzt


    [image: Bild3]Viele Großbetriebe in Ostdeutschland, die ökologisch wirtschaften, sind sogenannte Mehrfamilienbetriebe, die meist noch eine Anzahl von angestellten Arbeitskräften beschäftigen. Sie sind rechtlich oft Einzelbetriebe, die kooperativ und eng zusammen arbeiten. Es gibt jedoch auch eine ganze Reihe von ökologisch wirtschaftenden Agrargenossenschaften. Hier sind es die Mitglieder und Angestellte, die sich die Arbeit aufteilen können. In ökologisch wirtschaftenden Großbetrieben ist die wirtschaftliche Möglichkeit für kürzere Arbeitszeiten, mehr Arbeitsschutz und umfassende Versicherungsleistungen eher gegeben als in Kleinbetrieben. Viele Großbetriebe verarbeiten ihre Erzeugnisse vor Ort weiter und bringen sie in der Direktvermarktung an die Käufer und sind zudem gleichzeitig in der Lage, große Chargen für die steigende Nachfrage von großen Abnehmern zu liefern. In vielen Fällen haben ökologisch wirtschaftende Großbetriebe auch Gastronomie und/oder Ferienwohnungen im Angebot. Durch diese Diversifizierung sind sie besser vor Krisen geschützt.


    Fazit:


    Auch auf Großbetrieben ist ökologische Landwirtschaft möglich und viele Beispiele in Ostdeutschland zeigen, dass es nicht nur möglich, sondern sehr erfolgreich ist.


    Mit Blick auf den abiotischen Umweltschutz sind ökologisch wirtschaftende Großbetriebe sicher ähnlich positiv einzustufen wie kleine. Der biotische Umweltschutz, insbesondere die Erhaltung oder gar Erhöhung der Artenvielfalt stellt jedoch eine größere Herausforderung dar.


    Im Vergleich zu kleinen Betrieben haben Großbetriebe bessere Möglichkeiten, stärker zu diversifizieren und sich Geschäftsfelder zuzulegen, die kleine Betriebe aufgrund ihrer beschränkten Personalausstattung nicht stemmen können. Damit sind Großbetriebe krisensicherer.


    Es ist davon auszugehen, dass soziale Sicherheit in Großbetrieben besser zu bewerkstelligen ist, als in kleinen oder Kleinstbetrieben, insbesondere wenn sich die Betriebe kooperativ oder als Agrargenossenschaften organisieren.


    Dennoch stellt die kapitalistische Marktwirtschaft mit den ihr eigenen Zwängen auch für die Bio-Landwirtschaft einen engen Rahmen.

  


  
    Nur Ökolandbau kann zukünftig die Welt ernähren!


    von Götz Brandt


    Erst in den letzten 200 Jahren hat die Weltbevölkerung explosionsartig zugenommen. Nach UNO-Schätzung gab es vor 2.000 Jahren nur etwa 300 Mio. Menschen auf der Erde und vor 500 Jahren waren es auch erst 500 Mio. Menschen. Dann setzte ein rapides Bevölkerungswachstum ein. 1800: 1 Mrd., 1927: 2 Mrd., 1960: 3 Mrd., 1964: 4 Mrd., 1987: 5 Mrd., 1999: 6 Mrd., 2012: 7 Mrd. (UNDESA Population Division), 2017: 7,5 Mrd. (countrymeters, 2017). Das Bevölkerungswachstum wird sich wohl noch bis zum Ende dieses Jahrhunderts fortsetzen. Dann könnten 10 Mrd. Menschen die Erde bevölkern (Welt, 2012). Alle diese Menschen wollen satt werden. Gegenwärtig ist das jedenfalls nicht der Fall, denn 850 Mio. Menschen hungern und 1 Mrd. sind unterernährt. Diese Menschen haben nicht deshalb ungenügend Nahrung, weil die erzeugten Lebensmittel nicht für alle reichen würden, sondern weil ihnen die Mittel fehlen, sich welche kaufen zu können. Die kapitalistische Wirtschaftsordnung ist die Ursache.


    Die Menge der Nahrungsmittel, die gewonnen werden können, hängt vom Umfang und der Produktivität der Land- und Gewässerflächen ab. Während die Gewässerflächen durch Meeresspiegelanstieg infolge der Erderhitzung zunehmen, kommt es gegenwärtig und zukünftig zu einer Abnahme der Ackerflächen. Der Zeitpunkt des größten Umfangs ackerbaulich genutzter Flächen (Peak soil) wurde bereits in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts erreicht (Montgomery, 2010). Weltweit nimmt die Degradation der Böden zu und umfasste 2008 bereits 38 % (2 Mrd. ha) aller Böden (IAASTD, 2008). Ertragseinbußen und Verlust an Böden entstehen durch Wassererosion, Winderosion, Überweidung, Kontamination, Versalzung, Verdichtung und chemische und physikalische Degradation durch landwirtschaftliche Bearbeitung (WBGU, 1994). In Deutschland beträgt die mittlere Bodenerosionsrate 8 bis 10 t Boden je Hektar und übertrifft die jährliche Bodenbildungsrate von etwa 2 t/ha etwa um das Fünffache (Graßl, 1997). Jährlich gehen weltweit 10 Mio. ha Ackerflächen durch Erosion verloren (Löwenstein, 2015). Auch Versalzung führt bei bewässerten Flächen zu Ertragseinbußen oder sogar Verlust der Flächen, denn Salze verdunsten nicht, sondern reichern sich im Boden an und werden nicht ausgewaschen. Jedes Jahr werden weltweit 15.000 km² durch Versalzung unbrauchbar (Ökosystem Erde, industrielle Landwirtschaft).


    Bei weiter wachsender Bevölkerung und gleich bleibender Erosion der Böden wird die Ackerfläche pro Kopf von 0,33 (1986) auf 0,15 ha im Jahre 2050 absinken (ebd.).


    Hinzu kommt, dass auch die Fruchtbarkeit der Böden abnimmt. Der Humusgehalt der Böden ist die Grundlage der Bodenfruchtbarkeit. Humus hält Wasser und Nährstoffe im Boden fest und gibt sie langsam ab. Der Humusgehalt nimmt vor allem wegen der zunehmend industriell geführten Landwirtschaft weltweit ab. Humus wird durch große Mengen Mineraldünger „ersetzt“. Das wird zunehmend auch in Deutschland so gemacht.


    Fazit:


    Eine wachsende Weltbevölkerung muss bei abnehmenden Umfang und geringerer Qualität der Ackerflächen ernährt werden. Um die Weltbevölkerung bei dem gegenwärtig sehr hohen Fleischverzehr in einigen Ländern satt zu bekommen, müssten die Hektarerträge bei Getreide wie folgt gesteigert werden: Von 2,64 t/ha im Jahre 2000 auf 3,6 t/ha im Jahre 2025 und auf 4,6 t/ha im Jahre 2050 (Universität für Bodenkultur, 2013). Die Erträge müssten verdoppelt werden.


    Die Überlebensfrage ist: Wie kann das erreicht werden?


    In den USA hat die Rockefeller-Stiftung in den 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts begonnen, den amerikanischen Weg der Ertragssteigerung auf landwirtschaftlichen Flächen in andere Länder zu exportieren, um Hungersnöte zu vermeiden. Mexiko und Indien waren die ersten Experimentierfelder. Es wurden Hochertragssorten, Kunstdünger, Pestizide, Maschinen und know-how in diese Länder gebracht und zuerst bei Weizen und Mais erprobt ‒ ein großes Geschäft für die Agrarmultis. Die Erträge stiegen in den folgenden Jahrzehnten und Hungersnöte konnten vermieden werden. Allerdings entstanden durch den massiven Pestizideinsatz Umweltschäden: Dezimierung der Artenvielfalt, erhöhte Anfälligkeit der Kulturpflanzen gegen Schädlinge durch zu schmale genetische Basis, die Grundwasservorräte gingen zur Neige, die Bodenfruchtbarkeit nahm ab und über 100.000 Kleinbauern begingen in Indien Selbstmord, weil sie nicht so rentabel wirtschaften konnten wie die großen Betriebe (Kaur, 2015). Dieser Weg zur Steigerung der Erträge war weder sozial, umweltfreundlich noch nachhaltig, weil sich die Hochertragssorten als nicht überlebensfähig erwiesen. Die indische Regierung empfahl den Bauern, wieder zu den alten bewährten Methoden der Bewirtschaftung zurückzukehren.


    Der Weg der Industrialisierung der Landwirtschaft, um die Erträge zu steigern, kommt nur in den Ländern voran, in denen die Kleinbauern und Hirten verdrängt und Großbetriebe gebildet werden. Jedoch haben 85 % der weltweit bewirtschafteten Bauernhöfe weniger als 2 ha Land und sie bewirtschaften 65 % der weltweiten Anbaufläche (IAASTD, 2009). Diese Bauern kann das Kapital nicht direkt ausbeuten. Sie können sich weder neues Saatgut, noch Maschinen, Mineraldünger oder Pestizide kaufen, noch auf ihren kleinen Flächen einsetzen, noch haben sie Zugang zu den Forschungsergebnissen der Industrieländer. Für diese Betriebe geht es auch gar nicht um eine Senkung der Stückkosten je Ertragseinheit und die Steigerung der Produktivität je Arbeitskraft, sondern um die Steigerung der Erträge. Da 70 % aller Hungernden auf dem Lande leben, ist eine Bekämpfung des Hungers vor Ort und eine andere Art der Unterstützung der Kleinbauern erforderlich. Dazu gibt der Weltagrarbericht 2010 in seinen „10 Einsichten und Herausforderungen“ klare Leitlinien für Politik und Wirtschaft (GLS, 2010).


    Auch in den Industrieländern treten die Nachteile der industriellen Landwirtschaft immer deutlicher hervor. Die hohe Schadstoffabgabe an die Umwelt wird zunehmend ebenso zum Problem wie die Verminderung der Sortenvielfalt bei Pflanzen und Tieren, fortschreitende Bodenzerstörung, Nitratauswaschung in Trinkwasserfördergebieten, Kontamination mit Pflanzenschutzmitteln, Insektensterben, wachsende Emissionen an Klimagasen und hoher Energieverbrauch, Aufgabe der Fruchtfolgen zugunsten von Monokulturen, sinkender Humusgehalt der Böden und weitere Schäden. Das heißt, die industrielle Landwirtschaft hat keine Zukunft. Mittlerweile stagnieren die Erträge bei Raps und Getreide trotz hohem Pestizideinsatz. Resistenzen bei Insekten und Pilzen sind flächendeckend nachweisbar (Top agrar, 2015). Mit neuen Wirkstoffgruppen und Wirkmechanismen ist nicht zu rechnen (LfULG, 2014). Die Welt braucht also einen Paradigmenwechsel hin zu einer „ökologischen Intensivierung“. Ein Übergang von der industriellen zu nachhaltigen erneuerbaren Produktionssystemen ist notwendig (Family Farmers, 2014).


    
      [image: Bild4]
    


    Viele Völker ernähren sich vorwiegend von Fischen und Meeresprodukten. Doch die Meere werden überfischt. 90 % aller Fischbestände sind bereits gefährdet. Viele Fischgründe sind erschöpft.8 Es fehlt ein globales Netz von Schutzgebieten (Greenpeace, 2017). Fast jeder zweite Fisch stammt heute aus Aquakultur. Bereits 2012 wurden mehr Nahrungsmittel aus Aquakultur erzeugt als aus der Rindfleischproduktion. Aber auch bei der Aquakultur werden Antibiotika und Pestizide eingesetzt und Fische verfüttert (Ökosystem Erde, 2017).


    Wird ein Kurswechsel hin zu einer ökologischen Landwirtschaft vollzogen ‒ was bei den gegenwärtigen politischen Kräfteverhältnissen wenig wahrscheinlich ist ‒ dann muss mittelfristig damit gerechnet werden, dass die Erträge um 30 bis 40 % sinken, weil Mineraldüngergaben zurückgefahren werden und Pestizide vom Acker verschwinden (Greenpeace, 2017a).


    Bereits 2010 hat die Ökologische Plattform in der Broschüre „Zukunftsgerechte Landwirtschaft in Deutschland“ in der Reihe „Beiträge zur Umweltpolitik“ eine Antwort auf die Frage gegeben, wie wir bei sinkenden Bodenflächen und Verzicht auf Überdüngung und Pestizideinsatz unsere Bevölkerung ernähren können. Die kurze Antwort ist: Wir müssen unsere Ernährungsgewohnheiten umstellen und nur noch die Nahrungsmittelmengen essen, die die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE, 2009) empfiehlt: ein Drittel des gegenwärtigen Fleischverzehrs, nur noch zwei Drittel bei Milchprodukten und die Hälfte beim Verzehr von Eiern (Woitowitz, 2007). Dann ernähren wir uns gesund. Vor 100 Jahren hat sich die Bevölkerung so ernährt und es gab weniger Übergewichtige, Diabetiker und Ernährungskrankheiten. Aufgabe der Politik ist es also, die Landwirtschaft auf den Weg zur Ökologie zu führen und die Bevölkerung zur gesunden Ernährung zu drängen. Das kann aber nur eine antikapitalistische Regierung konsequent durchsetzen, denn nur eine solche würde den Einfluss der Agrarmultis auf die Landwirtschaft unterbinden.
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    Die Bauern und ihr Boden


    von Rita Kindler


    Agrarlandpreise liegen dauerhaft über den Ertragswerten, so die überwiegende Meinung in Wissenschaft und Praxis. Der Ertragswert ist aber der Kern aller Verkehrswerte von Immobilien - sollte das bei Agrarland anders sein? Werttheoretisch werden Agrarlandpreise vom kapitalisierten Wert der Grundrente und vom jeweiligen Zinssatz abgeleitet. Die Grundrente erscheint in der Praxis im Pachtpreis. Also ist schon der Pachtpreis ein verzerrtes Spiegelbild der Grundrente.


    Welche Folgen hat das überhöhte Niveau der Verkehrswerte des Agrarlandes? Aufgebende Bauern verpachten lieber ihren Boden, weil sie dann ständige Einnahmen haben. Aufstockende Bauern pachten lieber den Boden als zu kaufen, weil es ihnen an Kapital mangelt und hohe Zinsen den Kaufpreis in der Vergangenheit verteuerten. Die Folge dieser Trends ist, dass der Pachtanteil des landwirtschaftlichen Bodens langfristig ansteigt bzw. die Eigentumsquote sinkt. Im Schnitt liegt der Pachtanteil in Deutschland bereits bei 60 % (55 % im alten Bundesgebiet, 71 % in Ostdeutschland). Das Ausgangsniveau im früheren Bundesgebiet 1962 war 18 %. Mit der Finanzkrise setzte eine neue Welle der Erhöhung der Boden- und Pachtpreise ein.


    Von führenden Agrarökonomen wird analysiert, dass nur die „besten“ Landwirte noch Boden kaufen können. So war es immer, es hieß „Der Boden wandert zum besten Wirt“! Es wird als gesund angesehen, dass jährlich etwa 5.000 Betriebe aufgeben. Die Durchschnittsgröße je Betrieb stieg von 2010 zu 2015 auf 64 ha (2010 noch 56 ha). 70 % der 285.000 Betriebe haben Flächen unter 50 ha und wenig Chancen in der Konkurrenz um den Boden.


    Boden ist für Bauern nicht erschwinglich im Gegensatz zu dem Brotgetreide, das sie erzeugen. Da tut sich ein Widerspruch auf und die Frage steht im Raum: Sollten landwirtschaftliche Bodenpreise nicht wieder „gemeine Werte“ werden, wie sie ehemals bei der Reichsbodenschätzung 1934 definiert wurden? Mit dieser Frage wird an die Rolle des Staates appelliert. Regulierende Funktionen des Staates sind in der Landwirtschaft nicht neu. Bezogen auf den landwirtschaftlichen Boden gab es im früheren Bundesgebiet bis 1960 einen Preisstopp! Bei Aufgabe dieses Schutzes wurde das Grundstücksverkehrsgesetz geschaffen, das ein Vorkaufsrecht für aktive Landwirte garantiert und Missverhältnisse zwischen Kaufpreis und Verkehrswert ausschließen soll. Die Regelungen sind jedoch ein stumpfes Schwert, weil ein Landwirt den vereinbarten Bodenpreis übernehmen muss und ein Missverhältnis erst bei einer Überschreitung von 50 % beginnt.


    Warum steigen Boden- und Pachtpreise?


    In der aktuellen Phase verdoppelten sich die Bodenpreise in den westdeutschen Bundesländern von 2006 bis 2015. In den ostdeutschen Bundesländern stieg das mittlere Niveau in diesem Zeitraum sogar auf das 3,5-fache an. Generell sind die Bodenpreise stärker als in der Vergangenheit regional differenziert. Besonders angewachsen sind sie in den Regionen mit starker Veredlungswirtschaft (Fleisch und Milchproduktion) und Energieerzeugung (Biogas, Windenergie, Anbau von Industriepflanzen). Annäherungen im Niveau der Bodenpreise gibt es teilweise zwischen benachbarten Bundesländern (Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-Holstein sowie Thüringen und Hessen). Ausgehend vom noch vorhandenen Niveauunterschied ist zu vermuten, dass die ostdeutschen Bodenpreise näher am Ertragswert liegen als die westdeutschen.


    Preistreibend wirken darüber hinaus zunehmend außerlandwirtschaftliche Investoren auf dem Bodenmarkt. Dabei geht es um die Anlage von Kapital, da sich die Verwertungsbedingungen für das Finanzkapital seit der Finanzkrise verschlechterten. Das geht sogar bis zum Einstieg in ostdeutsche Landwirtschaftsbetriebe durch Anteilskäufe sowie durch Bildung von Agrarholdings mit vielen Tausend ha, die an verschiedenen Standorten betrieben werden. So entstehen neue Großgrundbesitzer, die eine ungesunde Konkurrenz sind, bei denen das Geld aus anderen Branchen einfließt.


    Aus der Analyse der gezahlten Kaufpreise wird allerdings auch ersichtlich, dass die Landwirte selbst hohe Preisangebote machen. Eine Bremsung des Preisanstiegs kann das heutige Grundstücksverkehrsgesetz deshalb nicht regeln Das ist die Folge der Spekulation des Finanzkapitals an Warenterminbörsen für Nahrungsmittel. In den letzten zehn Jahren weitete sich der Börsenhandel für landwirtschaftliche Rohstoffe extrem aus, die Erzeugerpreise stiegen wegen dieser künstlichen Nachfrage. Das mit der Finanzkrise 2007/2008 frei werdende Kapital fand neue Anlagemöglichkeiten in „Rohstoffinvestments“. Broker sitzen am PC, ihr Instrument ist die Maustaste. Noch ehe das Getreide geerntet ist, wird es vielfach ge- und verkauft. Während die physische Getreideernte 2008-2012 nur geringfügig anstieg, vergrößerte sich das Transaktionsvolumen an den Warenterminbörsen von jährlich 12 auf 365 Mrd. Dollar! Gleichzeitig nahmen die Preisschwankungen zu und führen zu unsicheren Einnahmen der Bauern.


    Das war ein abrupter Systemwandel. Der Staat sicherte bis 1992/93 die Entwicklung der Erzeugerpreise durch Marktordnungen. Er steuerte mittels Richt- und Interventionspreisen den Markt wichtiger pflanzlicher und tierischer Erzeugnisse. Der Richtpreis für Getreide lag 1962 z.B. umgerechnet bei 235 €/t. 1992/93 wurden dann die Erzeugerpreise auf das Niveau der Weltmarktpreise abgesenkt, die Differenz den landwirtschaftlichen Betrieben als Flächen- und Tierprämien erstattet (GAP-Reform). Die Marktordnungen wurden stark reduziert. Die Erzeugerpreise hielten sich trotzdem bis zur Finanzkrise 2007/2008.


    Die mit GAP eingeführten Flächenprämien wurden zu einem zusätzlichen Faktor bei Pachtverhandlungen, sie trieben die Pachtpreise an. Die Verpächter wollten einen Anteil! Steigende Getreidepreise und zusätzliche Flächenprämien bewirkten einen Anstieg der Grundrente und des Ertragswerts des Agrarlandes. So kommt es dazu, dass intensiv wirtschaftende Landwirte hohe Angebotspreise bzw. Pachtangebote machen können. Zu diesem Kreis gehören natürlich nicht ökologisch geführte Landwirtschaftsbetriebe, ob groß oder klein. Auch nicht die Betriebe mit kleinen Flächen, deren Kosten höher sind als im Schnitt der Landwirtschaft.


    In den ostdeutschen Bundesländern herrschen engere Verhältnisse zwischen Pachtpreis und Gewinn, sodass eine Quersubventionierung der Pachtpreise eingeschränkt ist. Als besonderer preistreibender Faktor wirkte hier das große Angebot an ehemals volkseigenen Flächen, die ab 2006 zum jeweiligen Höchstgebot verkauft oder verpachtet wurden. Der Abstand zu den Verwertungsverhältnissen in den westdeutschen Bundesländer hat sich verringert, aber nach nunmehr 27 Jahren Vereinigung wurde er nicht aufgeholt. Voraussagen von Wissenschaftlern in den 1990er Jahren zur Angleichung der Bodenpreise Ost an das Westniveau haben sich nicht bzw. nur teilweise erfüllt. Es gibt eben wesentliche objektive Gründe, warum eine Differenz berechtigt ist.


    Tabelle 1
Ost-West-Vergleich der Bodenpreise für Agrarland in Deutschland


    
      
        
          	
            Ost-West-Vergleich

          

          	
            1991

          

          	
            2005

          
        


        
          	
            ostdeutsche. Bundesländer

          

          	
            3.734

          

          	
            3.964

          
        


        
          	
            westdeutsche. Bundesländer

          

          	
            18.695

          

          	
            15.825

          
        


        
          	
            Relation

          

          	
            1 zu 5

          

          	
            1 zu 4

          
        

      
    


    Quelle: Statistische Jahrbücher über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1992 und 2006


    Wo liegt nun der Ertragswert


    Bei den Familienbetrieben (überwiegend West) liegt der Pachtpreis in der Regel über dem erzielbaren Betriebsgewinn (inkl. Flächenprämie). Ein Beweis, dass der Pachtpreis „quer subventioniert“ wird. Bei den juristischen Personen sieht es gesünder aus. Der Pachtpreis ist niedriger als der Gewinn.


    Die Daten stammen von Testbetrieben, deren Daten regelmäßig erhoben und im Agrarbericht der Bundesregierung vorgestellt werden. Allerdings sind die Ergebnisse nach Stichtagen hinsichtlich Struktur und Anzahl nicht immer unmittelbar vergleichbar. Sie markieren jedoch mittlere Trends. In beiden Betriebstypen ist der Gewinn angestiegen. Somit ist auch der Ertragswert angestiegen.


    Bei Zinssätzen von 1 % kann aus den erzielbaren Gewinnen ein durchschnittlicher Ertragswert von ca. 6.700 bis 14.300 € je Hektar geschätzt werden.


    
      
        
          	
             

          

          	
            Pachtpreis x Barwertfaktor9

          
        


        
          	
            Familienbetriebe 2013/14 (überwiegend West):

          

          	
            106 €/ha x 63,1

          
        


        
          	
            Juristische Personen 2013/14 (Ost)

          

          	
            226 €/ha x 63,1

          
        

      
    


    Der Vergleich zu mittleren Bodenpreisen zeigt:


    
      	Der 2013 erzielte Kaufwert in den ostdeutschen Bundesländern ist durch den Ertragswert gedeckt.



      	In den westdeutschen Bundesländern dagegen erreicht der Kaufwert das 4,5-fache des Ertragswerts.


    


    Tabelle 2
Entwicklung der Testbetriebe mit Buchführungsabschlüssen seit 1992/1993


    
      
        
          	
            Betriebstyp

          

          	
            Stand 1992/93 *

          

          	
            Stand 2013/14 **

          
        


        
          	
            Haupterwerbsbetriebe

          

          	
             

          

          	
             

          
        


        
          	
            Fläche je Betrieb in Hektar

          

          	
            60

          

          	
            75

          
        


        
          	
            Pachtanteil

          

          	
            43 %

          

          	
            55 %

          
        


        
          	
            Pachtpreis €/ha

          

          	
            261

          

          	
            294

          
        


        
          	
            Gewinn plus Personalaufwand €/ha

          

          	
            526

          

          	
            1024

          
        


        
          	
            Gewinn €/ha ***

          

          	
            + 25

          

          	
            106

          
        


        
          	
            Juristische Personen

          

          	
             

          

          	
             

          
        


        
          	
            Fläche je Betrieb in Hektar

          

          	
            2131

          

          	
            1173

          
        


        
          	
            Pachtanteil

          

          	
            99 %

          

          	
            72 %

          
        


        
          	
            Pachtpreis €/ha

          

          	
             78

          

          	
             10

          
        


        
          	
            Gewinn plus Personalaufwand €/ha

          

          	
            346

          

          	
            842

          
        


        
          	
            Gewinn €/ha ***

          

          	
            - 20

          

          	
            226

          
        

      
    


    Quellen: 
* Materialband zum Agrarbericht der Bundesregierung 1994, Bonn 
** Agrarbericht 2015


    *** Anmerkung: Der Gewinn wurde von mir nach Abzug eines Mindestlohns von 8,50 €/h von dem im Agrarbericht ausgewiesenen „Gewinn plus Personalaufwand“ ermittelt.


    Fazit:


    Der Staat hat eine hohe Verantwortung für die Entwicklung einer umweltgerechten Landwirtschaft und der ländlichen Räume. Er muss Rahmenbedingungen für stabile Einkommen der Landwirtschaftsbetriebe und für ihre Existenzfähigkeit schaffen. Der ländliche Raum braucht lebensfähige Landwirtschaftsbetriebe. Die Marktordnungen waren bisher eine bessere Rahmenbedingung als der Börsenhandel für landwirtschaftliche Rohstoffe. Neue Chancen eröffnet eventuell ab 2018 das Mifid II, eine europäische Finanzmarktrichtlinie, die den Hochfrequenzhandel mit Nahrungsmitteln bremsen soll (Markets in Financial Instruments). Ob der Trend des Sinkens der Eigentumsquote damit umgekehrt wird, ist fraglich. Die uralte Forderung „Mehr Bauernland in Bauernhand!“ bedarf schärferer Instrumentarien.


    Die Bodenpreise könnten besser reguliert werden, wenn es statt Warenterminbörsen Bodenbörsen gäbe (die ähnlich den ehemaligen Börsen für die Milchquoten Preise bremsen können). Sie könnten außerlandwirtschaftliche Investoren ausschließen und die Chancengleichheit für den Bodenerwerb vergrößern - auch für die große Masse der Landwirtschaftsbetriebe, indem sie die Bodenpreise mehr den regionalen Ertragswerten annähern. Auch ein Verbot des Bodenerwerbs durch Nichtlandwirte im Grundstücksverkehrsgesetz wäre ein scharfes Instrument.

  


  
    Der Glyphosat-Ausstieg beginnt im Kopf


    von Christian Rehmer und Saskia Hirtz


    Das jahrelange Ringen um den Unkrautkiller Glyphosat scheint langsam erfolgreich zu sein: Zwar hat der Pestizidwirkstoff erst im November 2017 erneut eine Zulassung für Europas Äcker erhalten, doch in Deutschland soll der Einsatz von Glyphosat verboten werden.10 Jetzt muss auch die Landwirtschaft damit beginnen, sich auf die Nach-Glyphosat-Ära vorzubereiten.


    Gründe für einen Glyphosat-Ausstieg gibt es viele. Die Anwendung von glyphosathaltigen Herbiziden trägt nicht nur maßgeblich zum Artensterben in der Agrarlandschaft bei. Der Wirkstoff und die fertigen Produkte stehen auch unter dem Verdacht, bei Menschen Krebs zu erzeugen und in den Hormonhaushalt einzugreifen. Rückstände des Wirkstoffs und seines Abbauprodukts AMPA lassen sich mittlerweile überall nachweisen: in Böden, Grund- und Oberflächenwasser, Lebensmitteln und sogar in menschlichem Urin. In der Landwirtschaft wird der Wirkstoff als kostengünstigere und einfache Alternative zur mechanischen Unkrautbekämpfung angewendet. Kommunen nutzen das Herbizid auf öffentlichen Flächen wie Sportplätzen oder Parks. Selbst Hobbygärtner*innen dürfen Glyphosat in ihrem Garten verspritzen.


    Trotz heftiger Proteste hat der ehemalige Bundesagrarminister Schmidt (CSU) im Alleingang dafür gesorgt, dass der Wirkstoff Glyphosat in der EU für weitere fünf Jahre zugelassen wurde. Dabei überging er das „Nein“ von Bundesumweltministerin Hendricks (SPD), die sich zuvor aufgrund der negativen Auswirkungen von Glyphosat auf die Biodiversität gegen eine Wiederzulassung ausgesprochen hatte. Auch ignorierte er die Kritik am Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR). Das Institut hatte dem Wirkstoff im Jahr 2014 gesundheitliche Unbedenklichkeit attestiert und damit den Weg für die Wiederzulassung geebnet. Dabei stützt sich das BfR in seiner Bewertung vor allem auf die von den Herstellern selbst durchgeführten, von der Öffentlichkeit wegen Betriebsgeheimnissen nicht einsehbaren Studien.


    Die Offenlegung interner E-Mails von Monsanto in den USA zeigt, wie stark die Glyphosat-Hersteller bei der Bereitstellung dieser Studien tricksen: Der Konzern hatte von vermeintlich unabhängiger Seite durchgeführte Krebsstudien selbst in Auftrag gegeben.11 Auch der Einfluss der Hersteller auf die Behörden scheint groß. Ein von der österreichischen Umweltorganisation Global 2000 beauftragter Plagiatsgutachter belegte im Herbst 2017, dass das BfR in seiner Bewertung der Glyphosat-Studien, z. B. in Kapiteln zur Genotoxizität, ganze Textteile von den Herstellerfirmen übernommen hatte – und dies ohne entsprechende Kennzeichnung.12 Die Krebsforschungsagentur der Weltgesundheitsorganisation (IARC) hatte demgegenüber nur öffentlich zugängliche, von Wissenschaftler*innen beurteilte (peer reviewed) Krebsstudien bewertet. Die IARC kam im März 2015 zum Schluss, dass Glyphosat „wahrscheinlich krebserregend für den Menschen“ ist.


    Unumstritten ist, dass sich ein Totalherbizid wie Glyphosat negativ auf die Biodiversität auswirkt. Das liegt zum einen an seiner grundlegenden Funktion, die darin besteht, alle Pflanzen (bis auf gentechnisch veränderte glyphosatresistente Nutzpflanzen) innerhalb kurzer Zeit abzutöten und damit vor allem Wildpflanzen zu beseitigen. Zudem wirken sich glyphosathaltige Herbizide giftig auf Insekten und Amphibien aus. Eine Studie belegt, dass  Glyphosat den Orientierungs- und Navigationssinn von Honigbienen beeinträchtigen kann.13 Auch auf andere Organismen, wie z. B. Spinnen und Regenwürmer sowie Mikroorganismen im Boden, hat Glyphosat eine solche Wirkung.14 Außerdem gefährdet Glyphosat, das in Oberflächengewässer gespült wird, zahlreiche Wasserorganismen.


    
      [image: Bild5]
    


    Noch problematischer sind die Effekte von Herbiziden, insbesondere von Totalherbiziden, auf die Nahrungsgrundlage vieler Wildtiere. Werden Wildkräuter auf und neben dem Acker abgetötet, finden davon lebende Tiere weder Nahrung noch Lebensraum. Laut Bundesamt für Naturschutz (BfN) spielen Wildkräuter eine Schlüsselrolle für die Biodiversität. Gleichzeitig gelten sie als eine der am stärksten gefährdeten Artengruppen in Europa. Die Veränderung der Lebensräume in der Agrarlandschaft – unter anderem bedingt durch den Einsatz von Pestiziden – gilt als eine der Hauptursachen für das massive Insektensterben.15


    Trotz dieser Vielzahl an Gründen gegen eine Wiederzulassung bekam Glyphosat erneut grünes Licht aus Brüssel. Doch es sind noch nicht alle Messen gesungen. Denn nun haben die EU-Mitgliedstaaten die Chance, konkrete Anwendungsbestimmungen und –auflagen für glyphosathaltige Herbizide wie Roundup, Weedkill oder Domina zu erlassen. Die designierte Agrarministerin Julia Klöckner (CDU) wird daran gemessen werden, wie sie diesen Spielraum nutzt, um den Glyphosat-Ausstieg zielstrebig voranzubringen. Während in Berlin noch gezögert wird, werden einzelne Städte und Kommunen ihrer Verantwortung bereits gerecht. Schon über 160 Kommunen und Landkreise haben in Deutschland Glyphosat verboten. Darunter auch die Stadt Saarbrücken, die ihre Grünflächen bereits seit über zwanzig Jahren ganz ohne Pestizide pflegt. Einige Kommunen verbieten das Totalherbizid zusätzlich auch auf ihren landwirtschaftlichen Pachtflächen. So zum Beispiel der Landkreis Miesbach in Bayern.


    Das sind ermutigende Beispiele. Aber eigentlich beginnt der Glyphosat-Ausstieg weder bei Monsanto, noch in Berlin oder in Brüssel oder in den engagierten Kommunen. Er beginnt im Kopf eines jeden Landwirts, einer jeden Landwirtin. Denn wer auf ein Totalherbizid verzichten will, muss mehr tun, als nur an einer Stellschraube zu drehen. Zugegeben: Es handelt sich mit einem auf 40 Prozent der deutschen Äcker eingesetzten Totalherbizid um eine besonders große Stellschraube. Doch der Glyphosat-Ausstieg ist nur eine Frage der Zeit. Daher sollten sich alle Betriebe darauf einstellen und die Alternativen für ihre Betriebsstrukturen und Arbeitsprozesse prüfen.


    Viele Anwenderinnen und Anwender von Glyphosat sind den flächenstarken Agrarbetrieben mit eher wenigen Arbeitskräften zuzuordnen. Traditionell ausgerichtete Landwirt*innen nutzen das Totalherbizid deutlich weniger. Das bestätigt eine Studie der Uni Göttingen.16 Einen besonders hohen Glyphosat-Verbrauch haben Großbetriebe mit vielseitigen Fruchtfolgen, Betriebe mit sommerungslastigen Fruchtfolgen17, Mulchbetriebe auf besseren Böden und stark durchrationalisierte Betriebe. Ihre bisherigen Vorsaat- und Stoppelbehandlungen sowie die Vorerntebehandlung („Sikkation“) mit dem Ackergift sind zu ersetzen. Die Studie ergab darüber hinaus, dass das Vorkommen von starkem Unkrautbefall sowohl bei den Nicht-Anwendern als auch bei den Glyphosat-Anwendern nahezu gleich ist und damit nicht der primäre Grund zur Glyphosat-Anwendung sein kann.


    Ein Vergleich zweier Betriebe im Nordosten der Republik zeigt, dass der Verzicht auf Glyphosat zu Mehrkosten von ca. 40 Euro pro Hektar und Jahr führen würde.18 Die Mehrkosten entstehen durch mechanische Unkrautbekämpfung, bspw. Energie- und Arbeitskosten. Auch wenn die Nutzung von Glyphosat die pfluglose Bewirtschaftung voran gebracht hat, so kann der Pflug auch ohne das Totalherbizid in der Scheune gelassen werden. Mit einer geschickten Wahl einer auf Unkrautunterdrückung abgestimmten Fruchtfolge sowie ackerbaulichen Strategien, lässt sich der Glyphosat-Einsatz immer weiter reduzieren. Dabei besteht bei der Stoppelanwendung das größte Reduktionspotential. Wie sich Mulch- und Direktsaatverfahren ohne Totalherbizide weiterentwickeln lassen, sollte ein Schwerpunkt der Agrarforschung werden.


    Der Glyphosat-Ausstieg kann nur ein Anfang sein. In Deutschland sind zurzeit 276 Wirkstoffe in insgesamt 1.453 verschiedenen Pestizidprodukten zugelassen.19 Jährlich werden über 100.000 Tonnen Pestizide hierzulande verkauft. Auf deutschen Äckern landen 50 Prozent mehr Pestizide als 1995. Unsere Agrarökosysteme brauchen den Ausstieg aus der Agrochemie und den Einstieg in agrarökologische Lösungen wie den Ökolandbau. Neben einem bundesweiten Pestizidreduktionsprogramm ist eine ambitionierte Ackerbaustrategie dringend notwendig, die den Weg zur umweltgerechten Landwirtschaft aufzeigt.


    Ändern muss sich dabei nicht nur der Pflanzenschutz. Weg von der Agrochemie und hin zu einem Systemwechsel, der anspruchsvolle, angepasste Fruchtfolgen, Saatgutwahl, Mischkulturen, Agroforstsysteme und Nützlingsförderung miteinbezieht. Darüber hinaus muss die unabhängige Pflanzenschutzberatung gestärkt werden, um die Betriebe bei diesem Weg fachlich zu begleiten. Durch intensive Beratung wird auf den offiziellen Demonstrationsbetrieben „Integrierter Pflanzenschutz“ bereits heute 15-20 Prozent weniger gespritzt, als auf vergleichbaren konventionellen Betrieben.


    Ähnlich wie beim Umbau der Nutztierhaltung hin zu umwelt- und tiergerechten Haltungsbedingungen muss sich der Mehraufwand für die Landwirtinnen und Landwirte auch lohnen. Sie erhalten zwar stabilere Agrarsysteme, welche sich zukünftig für ihren Agrarbetrieb auszahlen können, am Markt bekommen sie die Mehrkosten aber nicht sofort entgolten. „Wer heutzutage auf Fruchtfolgen oder resistente Sorten setzt, ist oft der Dumme,“ sagt Dr. Jörn Wogram vom Umweltbundesamt.20 Der Umbau des Ackerbaus muss daher auch mit Fördermitteln oder durch eine Pestizidsteuer mitfinanziert werden. Eine Steuer kann gerade bei Glyphosat hilfreich sein, denn sein jahrelanger Siegeszug ist eng mit seinem niedrigen Preis verbunden.


    Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung wird eine Ackerbaustrategie bis zum Mitte der Legislaturperiode angekündigt. Der BUND wird dafür werben, dass diese Strategie der Einstieg zur agrochemiefreien Landwirtschaft der Zukunft wird. Der Glyphosat-Ausstieg ist dabei nur ein Anfang.

  


  
    Ein neues Agrarleitbild für Brandenburg!


    Antrag Landesparteitag 17./18. März 2018 
Einreichende: Landesvorstand


    Das aktuelle europäische Agrarmodell und die Gemeinsame EU-Agrarpolitik stehen unter starkem gesellschaftlichen und politischen Druck. Aus Sicht der LINKEN ist die strategische Ausrichtung auf einen globalen Weltagrarmarkt ein Systemfehler, weil er aktuell allein auf die Minimierung der Produktionskosten ausgerichtet ist – koste es, was es wolle. Dieser Dumpingwettbewerb ist eine gefährliche Sackgasse zu Lasten von Mensch und Natur. Denn er führt zu Erzeugerpreisen, die die Kosten einer gesellschaftlich akzeptierten Landwirtschaft nicht mehr decken. Damit droht die regionale Landwirtschaft eine wichtige Existenzgrundlage und Legitimation zu verlieren.


    Das gilt es zu verhindern, denn Land- und Stadtbevölkerung befürworten in breiten Teilen eine nachhaltige und regional verankerte Landwirtschaft, die das Land Brandenburg und Berlin mit Obst, Gemüse und allen Produkten der Landwirtschaft versorgen können. Die Nähe von Erzeugung, Herstellung und Vermarktung von regionalen Produkten fördert das Zusammenleben von Land- und Stadtbevölkerung und dient dem gesellschaftlichen Miteinander.


    Demgegenüber steht die weiter wachsende Marktübermacht von Konzernen bei Düngemitteln, Saatgut, Verarbeitung und Handel mit der Folge, dass selbst höhere Lebensmittelpreise keine höheren Erzeugerpreise sichern, oft genug im Gegenteil. Selbst die Produktionsgrundlage Boden ist durch explodierende Bodenkauf- und -pachtpreise gefährdet, weil diese durch landwirtschaftliche Arbeit kaum mehr zu finanzieren sind.


    Unterdessen stößt selbst das Prinzip „Wachse oder Weiche“ an klar erkennbare Grenzen. Es geht längst nicht mehr um „klein gegen groß“, sondern um den Überlebenskampf einer vor Ort verankerten gegen eine durch Investoren gesteuerten Landwirtschaft.


    Deshalb sieht DIE LINKE nicht nur immer wieder auftretende, zyklische Krisen in der Landwirtschaft, sondern Fehler im System, die dringend behoben werden müssen. Damit die, die Lebensmittel produzieren, von dieser Arbeit leben können und Ernährungssouveränität vor Ort gesichert statt von internationalen Konzernen bestimmt wird.


    Deshalb wollen wir mit allen direkt und indirekt Betroffenen ein neues Agrarleitbild diskutieren, das die Landwirtschaft strategisch wieder am Gemeinwohl orientiert. Das heißt auf die Sicherung ihrer Versorgungsfunktion vor allem mit nachhaltig produzierten und regional verarbeiteten Lebensmitteln, aber auch mit Erneuerbaren Energien sowie auf den Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Agrarpolitik muss sichern, dass Landwirtschaft und ländliche Räume wieder enger verzahnt, miteinander gedacht und Verbraucherinnen und Verbraucher als Verbündete verstanden werden. Rechtssetzung und Förderpolitik, aber auch die Agrarwissenschaften müssen auf dieses gesellschaftspolitische Agrar-Leitbild ausgerichtet werden.


    Dabei gilt es selbstverständlich, regional verwurzelte Strukturen, Erfahrungen und Kompetenzen, aber auch neue Ideen zu nutzen und dieses Agrar-Leitbild durch einen breiten gesellschaftlichen Dialog unter Einbeziehung aller Akteurinnen und Akteure zu entwickeln und fortzuschreiben. So ist aus Sicht der LINKEN ein Brandenburger Agrar-Leitbild z. B. ohne Bekenntnis zu Agrargenossenschaften und bäuerlichen Familienbetrieben nicht denkbar, aber auch neue Formen wie die Solidarische Landwirtschaft müssen dazu gehören.


    Doch schon jetzt ist es aus Sicht der LINKEN Brandenburg dringend notwendig, Weichen zu stellen, um die vor Ort verwurzelten Landwirtschaftsbetriebe zu stärken, die wir dringend als Verbündete für eine nachhaltige Landwirtschaft brauchen. Dazu gehören insbesondere die folgenden drei politischen Schwerpunkte.


    Sicherung des Bodens für ortsansässige Landwirtschaft


    Immer mehr landwirtschaftsfremde Investorinnen und Investoren sehen im Boden ein lukratives Spekulationsobjekt. Die Pacht- und Kaufpreise sind exorbitant gestiegen und haben sich in Brandenburg seit 2005 vervierfacht. Das erschwert den Bodenerwerb für Landwirt*innen und begünstigt die Eigentumskonzentration in zudem weitgehend undurchsichtigen Agrarholding-Strukturen, obwohl eine breite Streuung des Bodeneigentums in der Bundesrepublik politischer Konsens ist. So verschwinden die in den ländlichen Räumen so wichtigen Verbindungen zwischen Dorf und landwirtschaftlicher Tätigkeit. Investorenlandwirtschaft verändert auch das Gesicht der Dörfer, nicht nur ihre Umgebung. Der Boden ist eine begrenzte natürliche Ressource, für deren Erhalt wir als Gesellschaft eine besondere Verantwortung tragen. Deshalb bleibt für DIE LINKE die Bodenfrage eine Schlüsselfrage für politisches Handeln!


    [image: Bild6]Die verfügbaren Instrumente des Grundstücksverkehrsrechts in der Bundesrepublik Deutschland sind aktuell den Herausforderungen der Konzentration von Grund und Boden in den Händen weniger Spekulant*innen nicht gewachsen. Landwirtschaftliche Grundstücksverkäufe an Nicht-Landwirt*innen sind zwar genehmigungspflichtig und können untersagt werden, wenn sie einer „gesunden Agrarstruktur“ zuwiderlaufen. Aber es fehlt erstens an einer Definition in einem Agrar-Leitbild und zweitens liegt seit der Föderalismusreform die Gesetzgebungskompetenz bei den Bundesländern, was ein Handeln gegen bundes-, europa- oder gar weltweit agierende Strukturen schwierig und rechtsunsicher macht. Oft greift dieses Gesetz beim indirekten Kauf von Boden über den Kauf von Gesellschaftsanteilen landwirtschaftlicher Unternehmen nicht. Es liegt aber im öffentlichen Interesse, dass der Gesetzgeber ortsansässigen Landwirt*innen und Junglandwirt*innen weiter ein besonderes Zugriffsrecht sichert und vor Ort verankerte Agrarstrukturen gegen landwirtschaftsfremde Investor*innen schützt. Dies muss bundeseinheitlich geregelt werden. Es werden sowohl ordnungspolitische als auch förderpolitische und steuerliche Instrumente gebraucht. Dafür wird DIE LINKE. Brandenburg sowohl auf Bundesebene als auch gemeinsam mit anderen Ländern Druck machen.


    Für eine nachhaltige Tierhaltung


    Die fortschreitende Investoren-Landwirtschaft hat gleichzeitig enorme Auswirkungen auf die Tierhaltung, so auch in Brandenburg. Einerseits haben landwirtschaftliche Investor*innen vor allem Interesse an gut gezahlten Ackerkulturen, andererseits geben aufgrund des hohen finanziellen Drucks immer mehr Betriebe die landwirtschaftliche Tierhaltung auf. Ersetzt werden sie allzu oft durch gewerbliche Megaställe. Aber Tierhaltung und Pflanzenproduktion gehören zusammen. Ihr Zusammenspiel ist die Voraussetzung für regional geschlossene Stoffkreisläufe. Deshalb braucht eine nachhaltige Landbewirtschaftung eine flächengebundene Tierhaltung, von der man leben kann.


    Die Tierhaltung ist in den Fokus der gesellschaftlichen Debatte gerückt, in Brandenburg insbesondere durch das Volksbegehren „Stoppt Massentierhaltung“. Der mit allen Akteurinnen und Akteuren ausgehandelte Kompromiss hat die Chance eröffnet, den Weg einer tiergerechteren Nutztierhaltung zu gehen. Der inzwischen durch Wissenschaft, Berufsstand, Aktionsbündnis und verschiedenen Interessenverbänden vorgelegte Tierschutzplan ist ein erfolgreicher erster Schritt. DIE LINKE. Brandenburg bekennt sich dazu, diesen Weg konsequent weiter zu gehen. Die Umsetzung und ständige Weiterentwicklung des Tierschutzplanes werden uns über Jahre begleiten. Es ist ein langer Weg auf dem wir alle Akteur*innen mitnehmen wollen.


    Gemeinsame EU-Agrarpolitik nach Prinzip „öffentliches Geld für öffentliche Leistungen“


    Auch die EU-Agrarförderpolitik muss auf die aktuellen Entwicklungen reagieren. Dazu gehören nicht nur ökologische Herausforderungen, sondern unbedingt auch soziale. Agrarfördergelder müssen ortsansässige Landwirtschaftsbetriebe unterstützen, die fair bezahlte Arbeitsplätze bieten, Natur und Klima schützen, Nutztiere tierschutzgerecht halten und die ländlichen Räume stärken. Hierzu gehört für uns auch die Förderung der Beratung von landwirtschaftlichen Betrieben. Wir wollen die Landwirtinnen und Landwirte in dieser Zeit der Umstrukturierung nicht allein lassen. Investor*innen wollen wir dagegen von der Agrarförderung ausschließen.


    Daraus leiten wir folgende politischen Ziele ab:


    
      	Ein Brandenburger Agrar-Leitbild muss diskutiert werden!



      	Schluss mit der Konzentration von Bodenbesitz in den Händen weniger, gegen Investorenlandwirtschaft, vielfältige Eigentumsformen müssen gesichert werden!



      	Für gute Arbeit auf dem Lande und eine flächengebundene, nachhaltig produzierende Landwirtschaft!



      	Lebensmittel sind keine Ramschware: Erzeugerpreise müssen kostendeckend, Lebensmittel bezahlbar sein!



      	Statt Marktübermacht von Konzernen muss die regionale Verarbeitung und Vermarktung gestärkt werden!



      	Tierhaltung muss standortgerecht, umweltverträglich und tiergerecht sein, aber auch fair bezahlt werden!



      	Für einen verbindlichen Tierschutzplan, der konsequent umgesetzt wird! Der begonnene Dialog mit allen Akteurinnen und Akteuren muss weitergeführt werden!



      	Für eine EU-Agrarförderung, die soziale und ökologische Leistungen belohnt und die Förderung von Landwirtschaft und ländlichen Räumen besser verzahnt!
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    17 „Als Sommerfrucht (auch Sommerung) werden Nutzpflanzen bezeichnet, die auf dem Feld im Frühling gesät oder gepflanzt und im Herbst des gleichen Jahres geerntet werden.“ (Wikipedia)


    18 DLG-Mitteilungen 3/2016


    19 Andrea Beste, in Der Kritischer Agrarbericht 2017, S. 2014


    20 DLG-Mitteilungen 4/2016, S. 58

  


  
    Klima


    Die Linke und der Klimaschutz


    von Anita Tack, MdL Brandenburg


    DIE LINKE hat sich programmatisch darauf verständigt, den sozial-ökologischen Umbau der Gesellschaft zu einem zentralen Anliegen ihres politischen Ringens zu machen. Das meint: Es muss Schluss sein mit der Verschleuderung der Rohstoffressourcen, mit dem exorbitanten Energieverbrauch, mit dem zunehmenden CO2-Ausstoß, der das Klima auf gefährliche Weise verändert, mit dem Artensterben und mit der weltweit extrem zunehmenden sozialen Ungleichheit. Aber es muss bei all den dazu notwendigen Maßnahmen dafür gesorgt werden, dass sie den Menschen zu Gute kommen und von ihnen auch getragen werden können.


    „Die bedeutenden Probleme, denen wir heute gegenüberstehen, können nicht auf der Ebene des Denkens gelöst werden, die sie hervorgerufen haben.“ Dieser Satz von Albert Einstein charakterisiert trefflich die globalen Herausforderungen durch den Klimawandel.


    Von Prof. Dr. Ottmar Edenhofer, stellvertretendem Chef des Potsdamer Instituts für Klimafolgeforschung (PIK), wollten wir in der Landtagsfraktion nach der Weltklimakonferenz im Dezember 2017 in Bonn Lösungen, Vorschläge und Maßnahmen erfahren und diskutieren, mit denen wir, abgeleitet von der globalen Sicht als Linke und als Partnerin in der Landesregierung wirkungsvoller Klimaschutzpolitik betreiben können.  


    Prof. Edenhofer wählte das Bild einer Badewanne, die ungebrochen Zufluss (CO2) erhält, aber keinen Abfluss hat, um anschaulich zu zeigen, was passiert, wenn der CO2-Ausstoß nicht drastisch reduziert wird: die Badewanne läuft über, soll heißen, die Lebensbedingungen für Mensch und Natur werden durch die Erderwärmung über +2 Grad C weltweit gefährdet und vernichtet.  


    Hier folgen jetzt die Fakten aus Edenhofers Beitrag, die ich für wichtig halte:


    Klima, Kohle, Kapital – Herausforderungen der gegenwärtigen Klimapolitik


    Die Emissionen steigen immer noch weltweit.


    
      	Wir sind nicht auf dem richtigen Weg.



      	Die Risiken des Klimawandels hängen von den kumulativen CO2-Emissionen ab.



      	Knapper Deponieraum der Atmosphäre steht dem Überangebot an fossilen Energieträgern gegenüber.



      	Die beabsichtigten national festgelegten Beiträge („INDCs“) widersprechen dem angestrebten Temperaturziel von max. +2 Grad.



      	Günstige, ausgiebige Kohlevorkommen fördern eine „Rekarbonisierung“ des Energiesystems in einigen Teilen der Welt.



      	Globaler Mindestpreis für CO2-Preis und Transferzahlungen



      	Koordinierte CO2-Preise und strategische Klimafinanzierung



      	CO2-Bepreisung ist ‒ durch Steuern oder Emissionshandelssystem – aufgrund des Überangebots fossiler Energieträger unbedingt notwendig.


    


    Ergebnis der Stiglitz-Stern-Kommission


    
      	Basierend auf der Analyse von drei Ansätzen: 
technische Roadmaps, nationale Roadmaps, globale Modelle



      	Benötigter CO2-Preis zur Umsetzung des Paris-Abkommens: 
40-80 $/t CO2 bis 2020 und 50-100 $/t CO2 bis 2030



      	Dabei wird angenommen, dass die Bepreisung komplementiert wird durch Aktivitäten und Politiken wie Effizienzstandards, R&D21, Stadtentwicklung, gutes Investitionsklima, etc.



      	Betonung der Relevanz der Einnahmenseite: Verwendung z.B. zur Reduktion von anderen Steuern, Investitionen in saubere Infrastruktur, etc.
Ein Preis für CO2 ist dringend notwendig.


    


    [image: Grafik 1]Zusammenfassung


    
      	Ein ungebremster Klimawandel verursacht hohe ökonomische Kosten; die Kosten der Vermeidung sind geringer.



      	Ein ambitionierter Klimaschutz ist nur mit einer effektiven CO2-Bepreisung möglich (notwendige Bedingung). Damit sich auch Entwicklungs- und Schwellenländer am Klimaschutz beteiligen, sind Transferzahlungen unabdingbar.



      	Der Europäische Emissionshandel braucht einen Mindestpreis: a) um die Erwartungen der Investoren zu stabilisieren, b) um den EU-Mitgliedsstaaten Spielraum für ihre eigene Klimapolitik zu geben.


    


    In Deutschland kann die Energiewende nur dann zu einem Erfolg geführt werden, wenn der Klimaschutzplan mit Hilfe einer die Sektoren übergreifenden CO2-Bepreisung umgesetzt wird.


    Nach einem Vortrag von Prof. Dr. Edenhofer, stellv. Chef des PIK in der LTF am 28.11.2017


    Im Buch Klimapolitik kann man alles zu den Ideen von Prof. Dr. Ottmar Edenhofer (PIK) viel konkreter nachlesen.
C.H.Beck, 2017, Broschur, 128 S., 14 Abbildungen, 2 Tabellen, ISBN 978-3-406-68874-4, 9,95 €

  


  
    Kohle-Ausstieg: Ankündigen von CO2-Bepreisung führt zu Divestment


    PIK-Pressemitteilung 29.01.2018


    Die Umsetzung des Pariser Klima-Abkommens wird bei Investoren auf der einen Seite und Eignern von fossilen Brennstoffen auf der anderen Seite gegensätzliche Reaktionen auslösen. Manche befürchten, entschiedene politische Maßnahmen zur CO2-Reduktion könnten – ein 'grünes Paradox' – eben diese Emissionen in die Höhe treiben: die Eigner fossiler Brennstoffe beschleunigen deren Ausbeutung, um noch maximale Profite zu erzielen, bevor die neuen Regeln greifen. Andererseits könnten aber Investoren auch ihr Geld aus der Kohle-Industrie abziehen, um einem Wertverlust ihrer Investitionen zuvor zu kommen. Dieses Abziehen und Umschichten von Kapital findet als Divestment bereits heute statt. In einer Studie wurden jetzt die beiden Effekte, die bislang nur unabhängig voneinander diskutiert wurden, erstmals gemeinsam untersucht. Unter dem Strich schlägt das Divestment das grüne Paradox, wenn ein substantieller CO2-Preis glaubhaft angekündigt wird, fand ein Team von Energie-Ökonomen heraus. Im Ergebnis würden die CO2-Emissionen insgesamt effektiv verringert. "Sobald die Investoren ihr Geld aus der Kohle-Industrie abziehen, können die CO2-Emissionen um 5 bis 20 Prozent sinken und zwar bevor die CO2-Bepreisung eingeführt wird. Die Stärke des Effekts hängt maßgeblich von der Höhe der zukünftigen CO2-Bepreisung ab. Ein Preis von 20 US-Dollar pro Tonne CO2 verdoppelt die Kosten der Kohle“, sagt Leitautor Nico Bauer vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung.


    Weblink zum Artikel: https://doi.org/10.1038/s41558-017-0053-1, abgerufen 21.2.18

  


  
    


    21 R&D: Research & Development (F&E für Forschung und Entwicklung)

  


  
    Bücherecke


    Die Nadelöhre der Evolution
Frühere Erdzeitalter halten harte Lektionen bereit


    von Marko Ferst


    Tiefenkenntnisse aus der Evolution des Lebens, den verschiedenen Erdzeitaltern, können uns helfen besser zu verstehen, an welchen Scheidelinien die Gattung Mensch angelangt ist.


    Bislang geht man von fünf großen Massensterben in der Geschichte der Evolution aus mit unterschiedlichen Ausmaßen, bei denen mehr als zwei Drittel der Arten verschwanden am Ende des Ordovizium, Devon, Perm, Trias und der Kreidezeit. Insgesamt rechnet man mit zehn deutlichen Einschnitten in den Lauf der Evolution. Allerdings, so der Paläontologe Norman Macleod, darf dabei nicht das Aussterben im Hintergrund vernachlässigt werden, in Zeitintervallen, die jenseits der „big five“ liegen, denn dort fand 95 Prozent des Aussterbens statt. Verstärken sich normale Auslesevorgänge durch verschiedene Umstände, können sie unter dem Strich ähnliche Wirkungen auf die Evolution entfalten wie die großen Einschnitte. Dennoch dürfte die Evolution stärker durch die verschiedenen Katastrophen geprägt worden sein, als durch die Summe aller anderen Kräfte, auch wenn evolutionäre Verläufe immer von zahlreichen Faktoren geleitet werden.


    [image: Bild7]Als die ersten Einzeller lebten, vereiste die Erde mehrfach komplett. Vermutlich entwickelten sich bereits in der Zeit vor 4,2 bis 2,5 Milliarden Jahren photosynthetisch aktive Organismen, die Sauerstoff produzierten. Der Entzug von Kohlendioxid dürfte eine der Phasen von Komplettvereisung der Erde hervorgerufen haben, die 100 Millionen Jahre andauerte. Mit dieser Sauerstoffkatastrophe vor 2,4 Mrd. Jahren hätte sich die Evolution fast selbst ins Aus katapultiert. Wäre die Erde geringfügig weiter von der Sonne entfernt gewesen, Kohlendioxid an den Polen zu Eis gefroren, so würde sie heute aussehen wie der Mars.


    Tiere in großer Zahl tauchen erstmals vor 635 Millionen Jahren auf, womöglich aber auch erst etwas später. Alle heutigen Tierstämme gehen auf die kambrische Revolution zurück, 100 Millionen Jahre darauf. Erst als der Sauerstoffgehalt der Atmosphäre hoch genug war, konnten die Tiere das Land erobern. Vor 400 Millionen Jahren zogen zunächst sehr kleine Tierarten nach. Die Tausendfüßer folgten den Skorpionen. Als der Sauerstoffgehalt wieder abnahm, wurden Tiere an Land seltener. Amphibien stießen womöglich zwei- oder dreimal auf das Land vor. 


    Am Ende des Ordovizium vor 445 Millionen Jahren leitete eine Eiszeit den ersten Schub an Artenvernichtung ein, dem ein zweiter folgte. Dieses gilt als das zweitstärkste Aussterbeereignis. Andere Forscher diskutieren über einen Gammastrahlenausbruch, doch von sicheren Beweisen ist man weit entfernt. Ein mariner Sauerstoffmangel begleitete sowohl das erste große Aussterben als auch das vor 377 Jahren im Devon. Regenwälder an Land entzogen der Luft CO2, sorgten für kühleres Klima und damit für einen sinkenden Meeresspiegel. Viele Riffe und im Flachwasser lebende Tiere gingen zugrunde.22 


    Gründlich korrigiert werden mussten, so die Einschätzung von Peter Ward und Joe Kirschvink in ihrem Band „Eine neue Geschichte des Lebens“, die Zeiträume, in denen ein niedriger Sauerstoffgehalt herrschte. Mehr als jeder andere Faktor bestimmte er die Artenvielfalt bei Tieren. Ein hoher Gehalt sorgt für viele Arten, neue kommen aber selten hinzu. Weniger Sauerstoff bedeutet, Arten sterben schneller aus, als sie ersetzt werden und dennoch entwickeln sich mehr neue Arten. Bei einem Rückgang der Sauerstoffkonzentration und gleichzeitiger Temperaturerhöhung entstehen die größten Verluste.


    [image: Bild8]In Phasen mit einer Sauerstoffkonzentration über 30 Prozent finden sich Libellen mit einer Flügelspannweite von bis zu 75 Zentimetern, Rieseninsekten überall. Für die Pflanzenwelt sind derartige Werte ungünstig, erzeugen einen Rückgang an Biomasse. In der Zeit des Karbon verwandeln sich riesige Wälder in Kohlelager, geologische Kapazitäten, aus denen wir heute dabei sind, das sechste große Massensterben der Evolution zu zünden. Diese Lagerstätten, ebenso wie Erdgas, Erdöl und Methaneis besitzen das Potential, atmosphärische Aspekte früherer Erdzeitalter wieder herzustellen.


    Vor 252 Millionen Jahren wurden 96 Prozent aller maritimen Arten ausgelöscht und 75 Prozent an Land ‒ das größte Massensterben aller Zeiten. Der Superkontinent Pangäa erstreckte sich von Pol zu Pol und Macleod weist darauf hin, fast bis zum 60. Breitengrad, also auf die Höhe von Oslo, reichten Trockengebiete, die nur durch einen dünnen Streifen gemäßigten Klimas von polaren Arealen getrennt waren. Damit befand sich das Leben bereits in einer sehr prekären Lage. Am Ende des Perms kam es dann zu sehr hohem atmosphärischem CO2-Gehalt. Die sibirischen Flutbasalte, gewaltige Vulkanfelder über 5,2 Millionen Quadratkilometer, hatten daran strategischen Anteil. Vermutlich wurden dabei riesige Kohlelagerstätten verbrannt, die globale Temperatur stieg um fünf Grad. Säureregen dezimierte die Pflanzenwelt.


    
      Peter Ward und Joe Kirschvink versuchen in ihrem Band „Eine neue Geschichte des Lebens. Wie Katastrophen den Lauf der Evolution bestimmt haben“ den aktuellen Erkenntnisstand aufzuzeigen, es ist ein Überblickswerk, das oft bis in die Steinbrüche der Professoren führt und dem Leser einiges abverlangt, um den interessanten Forschungsgängen folgen zu können. Norman MacLeod versucht in seinem Band „Arten sterben. Wendepunkte der Evolution“ zu ergründen, warum Arten im Werdegang der Evolution verschwinden, welche Faktoren dafür zentral sind. Zahlreiche Bilder und Grafiken illustrieren den Band anschaulich. Schwachpunkt beider Bücher ist das aktuelle Artensterben, das sie nur sehr unzureichend charakterisieren. Eine Einführung dafür liefert Elizabeth Kolbert „Das sechste Sterben. Wie der Mensch Naturgeschichte schreibt“. Sie zeigt am Beispiel des globalen Froschsterbens oder dem Schicksal der amerikanischen Kastanie, wie rasant Arten verschwinden können, die eben noch häufig vorkamen.

    


    Die Meeresströmungen versiegten, CO2 versauerte die Ozeane. Am Ende waberten Purpur-Schwefelbakterien in allen Ozeanen, die übelriechenden und hochgiftigen Schwefelwasserstoff produzierten. Dies geschah vornehmlich im Tiefenwasser. Dringt diese toxische Mixtur jedoch bis zur Oberfläche durch und steigt in die Atmosphäre, stirbt nicht nur das Leben im Meer, sondern auch die Tiere und Pflanzen an Land, die Ozonschicht wird beschädigt.


    Freigesetzte Methanhydrat-Lagerstätten lösten einen Supertreibhauseffekt aus, die Temperatur stieg um weitere fünf Grad. In der ersten Million Jahre nach dem Aussterben im Perm betrugen die Wassertemperaturen der Ozeane über 40 Grad und der Großkontinent Pangäa wurde bei 60 Grad gegrillt. Organismen konnten nur in den hohen Breiten eine minimale Überlebens-Chance haben und es dauerte Millionen Jahre, bis sich das Leben von diesem Extremschock erholte.


    Was im Perm gigantische Magmafelder erledigten, ist heute ein Produkt unserer industriellen Megamaschine. Bei allen Unterschieden in der Land-Meerverteilung und anderen Faktoren zeigt dieses Massenaussterben glasklar, wie extrem effektiv ein ungebremster Treibhauseffekt die Evolution beinahe auslöschen kann. Einst gehörten die unterirdisch lebenden Lystrosaurus zu den wenigen Überlebenden. Ob der Mensch aber nach einem sechsten Massensterben noch eine Chance hat, dürfte je nach Ausmaß alles andere als sicher sein.


    Die Permkatastrophe ebnete den Säugetieren den Weg, doch die größte und gefährlichste Konkurrenz, die Dinosaurier, bekamen in der nächsten Epoche ihren Auftritt. Sie konnten schneller alle Lebensräume besetzen als andere Arten. Aber erst mit dem Anstieg der Sauerstoffkonzentration auf 15-20 Prozent setzte ihr wirklicher Siegeszug ein, so Ward und Kirschvink. Bevor dieser unaufhaltsam wurde, folgte am Ende des Trias ein weiteres Massenaussterben. Vulkanismus beim Auseinanderbrechen von Pängäa oder ein Meteorit könnten die Ursache gewesen sein.


    Auf allen Planeten und Monden unseres Sonnensystems mit fester Oberfläche finden sich Einschlagkrater, besonders aus der Frühzeit. Ein solcher Einschlag veränderte an der Kreide-Paläogen-Grenze vor 65 Millionen Jahren den Lauf der Evolution grundlegend. Große Teile der Pflanzenwelt müssen verbrannt sein, saurer Regen fiel. Besonders tödlich aber dürfte die folgende Abkühlung, ein langer Winter, gewirkt haben. Für einige Jahre gelangte deutlich weniger Sonnenlicht auf die Erde. Die Niederschlagsmengen gingen anfangs um 90 Prozent zurück. 75 Prozent aller biologischen Arten verschwanden. Für Winzlinge, kleine Säugetiere, öffnete sich diesmal das Fenster der Evolution. Nur kleine Lebewesen überlebten. Insgesamt entwickelte sich eine der größten Wellen von Artenbildungen. 


    Bereits neun Millionen Jahre nach dem Verschwinden der Dinosaurier ist ein weiterer, wenn auch „kleiner“ Einschnitt zu verzeichnen. Für 10.000 Jahre kam es zu einem neuen Temperaturmaximum, dem sogenannten PETM. Wieder einmal machten Vulkane von sich reden. Die Welt wurde fünf bis neun Grad heißer als heute. Ohne Eispole lag der Meeresspiegel damals rund 70 Meter höher. Freilich muss man berücksichtigen, die Becken der Ozeane könnten durch die Kontinentaldrift differierende Volumen gehabt haben. Methaneis dürfte an diesem Klimaschock beteiligt gewesen sein. Methan ist 20 mal so klimawirksam wie Kohlendioxid und oxidiert nach zehn bis 20 Jahren zu langlebigeren CO2. Jedenfalls gibt dieses Ereignis ‒ 30 bis 50 Prozent der Arten wurden ausgelöscht ‒ eine ganze Menge aufschlussreicher Hinweise, wie die durch uns entfachte Klimakatastrophe enden könnte. Insbesondere, wenn große Teile der Methanhydrate an den Festlandsockeln der Ozeane und im Permafrostboden freigesetzt werden, wird das für die heutige Zivilisation ein Ritt durch die Hölle. Wenn man der Argumentation von Schellnhuber in seinem Buch „Selbstverbrennung“ folgen will, heißt zwei Grad globale Temperaturerhöhung in späteren Jahrhunderten, dass Berlin am Meer liegt und bei weiteren Zunahmen, die Küste weltweit an die Ränder von Mittelgebirgen und anderen Höhenzügen vordringt.


    [image: Bild9]Der evolutive Erfolg des Menschen ist bislang unübersehbar, die wirkungsvolle Heilung von Krankheiten sowie Pflanzen- und Tierzucht sind dabei wichtige Aspekte, die der natürlichen Auslese Grenzen setzen. Aber keine Art bleibt unter allen Bedingungen und zu allen Zeiten im Vorteil, so Franz M. Wuketits. Gerade die extreme Ausweitung unserer Population in Richtung neun Milliarden Individuen bedeutet für die meisten anderen Arten, dass sie Lebensräume in gigantischem Umfang verlieren. Auch wenn wir die Zahl der heutigen Pflanzen- und Tierarten nicht genau abschätzen können, so lässt sich trotzdem aus der Rate der Regenwaldvernichtung grob überschlagen, dass wir etwa 300 bis 400 Arten pro Tag ins Jenseits schicken, vielleicht sogar mehr, wenn die Korallenriffe als zweitartenreichstes Refugium einbezogen würden. Allein die Anzahl der Tiere auf unserem Planeten dürfte sich laut dem Living Planet Index seit 1970 um 52 Prozent reduziert haben. 
Bei diesem sechsten Massensterben nützt es uns dann kaum, dass unsere Geoepoche womöglich die größte Artenvielfalt in der Evolution gehabt hat.


    Eine Prognose über die langfristige Zukunft der Evolution zu geben, halten Ward und Kirschvink für riskant. Der Zufall und die Evolution können zu überraschenden Ergebnissen führen, Einschläge von Asteroiden in späteren Zeitaltern lassen sich nicht vorhersehen. Die Helligkeit unseres Zentralgestirns nahm in den letzten 4,5 Milliarden Jahren um 30 Prozent zu. Über die nächsten 500 Millionen Jahre wird der CO2-Gehalt der Atmosphäre deutlich abnehmen, weil bedingt durch die Plattentektonik die Kontinente größer werden, mehr Kohlenstoff in Kalkstein gebunden werden kann. Silikatgestein verwittert schneller bei höheren Temperaturen und entzieht der Atmosphäre CO2. Die wärmere Sonne wird den sinkenden Kohlendioxidgehalt der Atmosphäre mehr als ausgleichen. Der Sauerstoffgehalt dürfte soweit zurückgehen, dass tierisches Leben nicht mehr möglich ist. Pflanzen, die mit niedrigem Kohlendioxidgehalt auskommen, werden immer stärker dominieren und sich entwickeln, bis auch sie verschwinden. Das Leben von Cyanobakterien könnte noch eine Weile weitergehen, bevor die letzten Lebenszeichen unter Sanddünen verschwinden, der Planet die habitable Zone im All verlässt.


    Joe Kirschvink, Peter Ward: Eine neue Geschichte des Lebens Wie Katastrophen den Lauf der Evolution bestimmt haben; DVA 2016, ISBN: 978-3-421-04661-1, € 29,99


    Norman MacLeod, Iris Newton: Arten sterben. Wendepunkte der Evolution, Theiss 2016, 240S., 98 Fotos, 111 Illustrationen, 5 Tabellen, ISBN: 9783806232844, 39,95€


    Elizabeth Kolbert: Das sechste Sterben - Wie der Mensch Naturgeschichte schreibt; suhrkamp taschenbuch 2016, 312 Seiten, ISBN: 978-3-518-46687-2, 14,00€

  


  
    Wir sind dran


    Rezension von Götz Brandt


    Der neue „große Bericht“ des Club of Rome „Wir sind dran“ (45 Jahre nach dem ersten Bericht „Die Grenzen des Wachstums“) hat auf dem Cover gleich zwei Untertitel: „Was wir ändern müssen, wenn wir bleiben wollen“ und „Eine neue Aufklärung für eine volle Welt“. Das erklärt den wenig aussagekräftigen Titel.


    [image: Bild10]Bisher haben die mehr als 40 Berichte des Club of Rome die Industriegesellschaft kaum verändert. Zumindest die Unternehmer sind nicht aufgewacht und die Politiker wollen den Ernst der Lage nicht erkennen: endloses Wachstum auf einem endlichen Planeten ist nicht machbar. Gefahren, die man damals nicht im Vordergrund sah, sind heute brandaktuell: Erderhitzung, Bodenverluste, Artensterben. Die Fortsetzung des Wachstums hat bereits die planetaren Grenzen erreicht. Verlangt wird im Bericht, dass die Weltbevölkerung „stabilisiert“ werden muss, weil sonst die nicht nachhaltigen Trends der Entwicklung weiter verstärkt werden.


    Im ersten Teil des Berichtes „Die heutigen Trends sind überhaupt nicht nachhaltig“ erfolgt eine Diagnose der bekannten gegenwärtigen Trends, die zum Untergang führen. Als Ursache wird die „kurzfristig gepolte Privatwirtschaft“ ausgemacht, die von den Regierungen nicht beeinflusst wird. Die Analyse der Finanzkrisen und der Deregulierung der Wirtschaft könnte ein linker Politiker geschrieben haben. Untersucht werden auch die Möglichkeiten eines „crash-planes“ zum Stopp der Schadgas-Emissionen, die Geo-Engineering-Möglichkeiten und das CCS-Verfahren. Auch wird festgestellt, dass die 2°-Grenze bereits gerissen wurde. Eingeschätzt werden die Möglichkeiten, die 17 Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 der UNO einzuhalten. Doch die können nur eingehalten werden, wenn die kapitalistische Wirtschaft umgewandelt wird. Es wird die Frage gestellt: Warum sind wir trotz Erd-Gipfel von Rio de Janeiro 1992 immer noch nicht nachhaltig? Auf allen Erdteilen ist die Nachhaltigkeitspolitik gescheitert. Der Grund: Raubbau ist rentabler als Umweltschutz. Schlussfolgerung aus dieser Tatsache ist der Lösungsvorschlag: Wir brauchen eine „neue Aufklärung“ der Menschen, die im Teil 2 des Buches vorgestellt wird.


    Der Teil 2 „Auf dem Weg zu einer neuen Aufklärung“ stützt sich auf die Enzyklika von Papst Franziskus „Laudato si“. Wir müssen eine andere Einstellung zur Natur entwickeln, um diese zu retten. Der Papst hat als zentrales Problem die „kurzfristige Wirtschaftslogik“ und die „Märkte, die unmittelbar profitieren“ ausgemacht, weil die externen Kosten der Umweltverschmutzung und der Beschädigung der biologischen Vielfalt nicht eingerechnet werden. Deshalb ist die Botschaft der Enzyklika: „Die Menschheit ist auf einer selbstmörderischen Bahn“ und es wird eine „kühne Kulturrevolution“ verlangt.


    Die Autoren des Berichtes kommen zur Schlussfolgerung: „Im Angesicht der grausigen Gefahren ist es einfach nicht akzeptabel, dass Selbstsucht und Gier weiterhin positive soziale Wertschätzung als angebliche Triebkräfte des Fortschrittes genießen“. Unangetastet bleiben aber im Bericht die Eigentumsverhältnisse und die Profitwirtschaft. Die Probleme sollen durch eine „engagierte Bürgerschaft“ gelöst werden, die den öffentlichen und privatwirtschaftlichen Führungskräften auf die Finger schaut. Dadurch würde der „ungezügelte Kapitalismus“ in die Schranken gewiesen ‒ ein Lösungsvorschlag, mit dem die Kapitalisten leben können, weil er wirkungslos ist.


    Smith, Ricardo und selbst Darwin werden bemüht, um die kapitalistische Wirtschaft zu erklären. Marx ist den Autoren unbekannt. Sie kommen deshalb auch zum Schluss, dass „in der Ökonomie keine dauerhaft gültigen Gesetze formuliert werden können“.


    Angesichts der bedrohlichen weltweiten Entwicklungen sind nach Meinung der Autoren nationale Souveränitätsrechte überlebt. Internationale Übereinkünfte müssten Vorrang haben. Ein strenges internationales Rechtssystem muss geschaffen werden. Alles längst bekannte Vorschläge, die bisher an widersprüchlichen Kapitalinteressen gescheitert sind.


    Resultat der Analyse der gegenwärtigen Trends ist die Forderung: „Wir brauchen eine neue Aufklärung“, die gegen „die suizidalen Merkmale des modernen Kapitalismus“ gerichtet ist. Diese „Aufklärung 2.0“ ist jedoch als Philosophie der Balance ein stumpfes Schwert gegen den Kapitalismus und wird, so wie bisher, nichts bewirken. Die Analyse gipfelt nicht in der Forderung, den Kapitalismus abzuschaffen und ist damit nicht auf der Höhe unserer Zeit.


    Der Teil 3 des Buches ist betitelt: „Eine spannende Reise zur Nachhaltigkeit“. Gefordert wird eine „regenerative Wirtschaft“ angesichts der gegenwärtigen „gnadenlosen Konkurrenz in der Wirtschaft“. Es wird das Ideal eines „blühenden und bewussten Kapitalismus“, eines „natürlichen Kapitalismus“, eines „regenerativen Kapitalismus“ angestrebt, was durch Bewusstseinsänderung erreicht werden soll. Hier wird klar, dass der Club of Rome die gesamte Problematik aus Unternehmersicht betrachtet.


    Die Autoren führen mannigfache lokale Entwicklungen an, die zu einer veränderten Welt führen können. Es werden viele Vorschläge gemacht und Beispiele gezeigt, wie eine regenerative Wirtschaft funktionieren kann. Diese bringt aber weniger Profit und wird sich deshalb nicht durchsetzen. Selbst eine Verfünffachung der Ressourcenproduktivität, die technisch möglich ist, kann das Kapital nicht locken, weil das weniger Profit bringt. Zur Reform und Zähmung des Finanzsektors werden viele gute Vorschläge gemacht, die auch bisher keine Aussicht auf Realisierung hatten.


    Als Fazit werden Leserinnen und Leser aufgefordert, als „mutige Einzelperson, als Unternehmer oder Staat die Denklinie von nicht nachhaltigem Wachstum zu verlassen“. Mit diesen Vorschlägen wird der Club of Rome die Welt nicht retten.


    Ernst Ulrich von Weizsäcker, Anders Wijkman: Wir sind dran. Club of Rome: Der große Bericht Was wir ändern müssen, wenn wir bleiben wollen. Eine neue Aufklärung für eine volle Welt; Gütersloher Verlagshaus 2017, 400 Seiten, ISBN: 978-3-579-08693-4, 24,99€

  


  
    Warum Götz Brandts Broschüre „Entfremdung von der Natur“ mir fremd geworden ist


    von Hansjürgen Schulze


    Das Problem:


    Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) „sieht in der Geschichte der Menschheit nur zwei große Transformationen, Veränderungsschübe oder Phasen der Zivilisation, die vergleichbar wären mit der Großen Transformation, die nun stattfinden muss: die Neolithische Revolution (…) sowie die Industrielle Revolution, die schon der ungarische Ökonom Karl Polanyi (1944) als ‚Great Transformation‘ beschrieben hat“ (WBGU-Hauptgutachten von 2011, S. 87). „Es geht um einen neuen Weltgesellschaftsvertrag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Weltwirtschaftsordnung“ (daselbst, S. 2). „Dies ist die erste große Transformation in der Menschheitsgeschichte, die bewusst herbeigeführt werden muss“ (ebd., S. 97).


    Der von Gleichgesinnten und mir gegründete gemeinnützige Bildungsverein „Sozialökologisches Bündnis Plön“ orientiert sich innerhalb des Dreiecks Kiel - Neumünster - Lübeck sowie im Vorfeld einer neuen Sammlungsbewegung von LINKEN, Sozialdemokraten und Grünen an dieser Vorgabe. Für uns steht die Schaffung von Arbeitsplätzen durch nachhaltige Landwirtschaft, Energie- und Verkehrswende im Vordergrund. Das steigert die regionale Wertschöpfung: 2015 spülten im Kreis Ostholstein 300 Windenergieanlagen 44 Mio € in die Lohntüten von Handwerkern und Dienstleistern sowie Einkommen- und Gewerbesteuern in die kommunalen Haushalte. Wir beteiligen uns an der Suche nach einem postneoliberalen, auf die Stärkung der kommunalen Potenziale setzenden Entwicklungspfad.


    [image: Bild11]Auch wenn Prof. Dr. Dr. Götz Brandt weder den WBGU noch die vor der Veröffentlichung seiner Broschüre sichtbaren ersten internationalen Verhandlungserfolge bei der Eindämmung des Klimawandels der Erwähnung wert findet (UN-Agenda 2030 vom 25.9.2015, Pariser Klimaabkommen vom 12.12.2015, Beschlüsse des G20-Gipfels von Hangzhou vom 5.9.2016), so stimme ich ihm zunächst zu: „Erfolge auf dem Gebiet des Umweltschutzes und der Verhinderung des Klimawandels hängen davon ab, inwieweit sich die Bevölkerung für Umweltbelange mobilisieren lässt“ (Brandt, S. 41). Ob die Verhandlungsresultate umsetzbar sind, ist keineswegs sicher. Eine plausible Erklärung, warum die Verhandlungserfolge für den Autor wenig zählen, finden wir im nächsten Satz: Man müsse „erst mal das ‚Betriebssystem‘, mit welchem der Globus operiert, also den Kapitalismus, ersetzen (…), um dann freie Hand für die Rettung des Klimas, der Biodiversität, der Meere, der indigenen Völker usw. zu haben“ (Brandt, S. 41). Dem stehe das sich zunehmend verengende Zeitfenster von maximal zwanzig Jahren entgegen: „Die Dekarbonisierung muss also vor der Weltrevolution erfolgen“ (ebd.).


    Eine Mobilisierung für Umweltbelange innerhalb des Kapitalismus werde durch die Entfremdung der Menschen verhindert: „Entfremdung ist nämlich der tiefere Grund, warum es bisher zu keinen nationalen oder weltumspannenden größeren politischen Aktionen gegen den neoliberalen Kapitalismus gekommen ist. Eine individuelle Überwindung der Selbstentfremdung und der Zusammenschluss selbstbestimmter Menschen ist dafür Voraussetzung“ (Brandt, S. 4). Der Autor bezieht sich im letzten Kapitel („Überwindung der Entfremdung“) auf eine „Freiheit (…) der [Software-]Entwickler, die sich selbstbestimmt zu Entwicklungsprojekten zusammenschließen“. Dieser Gedanke ist bestechend. Denn die Zukunft verlangt nach innovativen Akteuren, die ihre Potenziale frei entfalten. Doch diese kreativen Akteure müssen ihren Lebensunterhalt überwiegend mit Jobs auf fossiler Energiebasis oder gar von Hartz-IV bestreiten. Aus meiner Sicht führt dieser Ansatz in eine Sackgasse.


    Gemeinschaft und Gesellschaft als Kategorien nicht nur der marxistischen Entfremdungstheorie


    Brandt leitet seine Sicht aus Marx‘ „Ökonomisch-philosophischen Manuskripten von 1844“ ab, ohne deren Begründung kritisch zu hinterfragen. Parallel zur Ausarbeitung seiner Manuskripte studierte Marx den englischen Ökonomen James Mill: „Die Nationalökonomie nun fasst das Gemeinwesen des Menschen, oder ihr sich betätigendes Menschenwesen, ihre wechselseitige Ergänzung zum Gattungsleben, zum wahrhaft menschlichen Leben unter der Form des Austauschs und des Handels auf. (…) Die Gesellschaft, sagt Adam Smith, ist eine handelstreibende Gesellschaft. Jedes ihrer Glieder ist ein Kaufmann. Man sieht, wie die Nationalökonomie die entfremdete Form des geselligen Verkehrs als die wesentliche und ursprüngliche und der menschlichen Bestimmung entsprechende fixiert“ (MEW 40, S. 451 – Hervorhebung von mir, H.S.). Zuvor hatte der damals 23-jährige Friedrich Engels im Januar 1844 seiner jugendlichen Empörung über den Manchesterkapitalismus freien Lauf gegeben: „Die Nationalökonomie entstand als eine natürliche Folge der Ausdehnung des Handels, und mit ihr trat an die Stelle des einfachen, unwissenschaftlichen Schachers ein ausgebildetes System des erlaubten Betrugs, eine komplette Bereicherungswissenschaft. Diese aus dem gegenseitigen Neid und der Habgier der Kaufleute entstandene Nationalökonomie oder Bereicherungswissenschaft trägt das Gepräge der ekelhaftesten Selbstsucht auf der Stirne“ (MEW 1, S. 499).


    Marx sah in den Gemeinwesen, d.h. in Gemeinschaften der Menschen, natürliche Zusammenschlüsse, in denen sich ihr Wesen „betätigt“: Menschen betätigen ihre Wesenskräfte, indem sie sich untereinander auf eine ihrer Art entsprechende Weise verbinden, z.B. in der Kleinfamilie Kinder in die Welt setzen und arbeitsteilig großziehen oder in Unternehmen Belegschaften bilden, die arbeitsteilig produzieren. In wechselseitiger Ergänzung zu dieser vermeintlich „wahrhaft menschlichen Gesellschaft“ tritt ihnen Marx zufolge die „entfremdete Gesellschaft“ gegenüber als eine ihnen feindliche Verbindungsart, in der nach des Adam Smith‘ Worten „jedermann ein Kaufmann“ ist. Durch „Fixierung“ des „schmutzigen jüdischen Schachers“ (Marx), Prellerei oder „Ausbeutung“ erweise sich die Nationalökonomie als „die entfremdete Form des geselligen Verkehrs“. Die Menschen verteilen in ihren jeweiligen Gemeinschaften die arbeitsteiligen Produkte untereinander. In der Gesellschaft, „unter Kaufleuten“, werden dagegen die Produkte an Fremde veräußert. Im Handel sah Marx das Wesen der „Entfremdung“. In der Hand des Unternehmers mutiere das Produkt zu einer den Produzenten unterdrückenden Macht: Das „Privateigentum“ war für Marx Grundlage seiner Entfremdungstheorie.


    Solche Sicht ist historisch erklärbar: Handelsbeziehungen mit Fremden waren meist gekoppelt mit räuberischer Aggression. In den damals schwach entwickelten Gemeinwesen diktierte der Stärkere die Preise. Während des Manchesterkapitalismus gab es z.B. für die Arbeiter beim „Verkauf ihrer Arbeitskraft“ keine Waffengleichheit. Sie mussten Löhne akzeptieren, die ihnen lediglich das zum physischen Überleben Unabdingbare garantierten – der jeweilige Brotpreis bestimmte das allgemeine Lohnniveau. Das änderte sich, nachdem es den Arbeitern gelungen war, sich in Gewerkschaften zu organisieren und Sozialgesetze zu erzwingen, z.B. die Rentenversicherung. Durch den „New Deal“ kamen sie ab dem Ende der 1930er Jahre einer „Waffengleichheit“ mit dem weiterhin herrschenden Kapital relativ nahe. Seit Ende der 1970er ist jedoch ein allgemeines Roll-back dieser Bewegung zu beobachten. Insgesamt erweist sich der Arbeitsvertrag mehr oder minder als das, was er wirklich ist: ein Verhältnis, in dem sich der Arbeiter dem Kapitalisten, Kant zufolge, „verdingt“.


    Wir kommen nicht umhin, mit dem Ostberliner Philosophen Prof. Dr. Peter Ruben23 die zivilisatorische Funktion des Handels anzuerkennen. Er verweist auf die 1887 veröffentlichte Habilitationsschrift des Begründers der Soziologie im deutschen Sprachraum - Ferdinand Tönnies: „Gemeinschaft und Gesellschaft. Abhandlung über den Communismus und den Socialismus als empirischer Culturformen“. Demzufolge besteht die menschliche Gattung aus einer Vielzahl von Gemeinschaften, die im sozialen Verkehr, d.h. im ökonomischen Tausch, ihren gesellschaftlichen (= sozialen) Zusammenhang im Rahmen des Weltmarkts herstellen. Darin eingeschlossen sind alle Individuen, denn sie sind ausnahmslos in Gemeinschaften eingebunden. Demnach ist die Globalisierung jeder Sozietät a priori immanent. Zwischen Gemeinschaft und Gesellschaft entsteht der Schein eines feindlichen Gegensatzes, dem Marx/Engels & Co. aufsaßen: Prosperität funktioniert, indem sich innovative Unternehmer zu Lasten der weniger innovativen durchsetzen, wobei Arbeitsplätze verloren gehen, aber andernorts neue entstehen - Schumpeter nannte es „schöpferische Zerstörung“. Der Verfall der volkswirtschaftlichen Substanz der DDR als Resultat mangelnder „schöpferischer Zerstörungskraft“ führte am 18.3.1990 zur Wahlentscheidung für jene Substanzerneuerung, zu der der „Realsozialismus“ nicht fähig war.


    Marx‘ Entfremdungstheorie wurde durch das Ende des „realsozialistischen Experiments“ eindeutig widerlegt. Die „Aufhebung des Privateigentums“ als Dreh- und Angelpunkt des „Manifests der Kommunistischen Partei“ von 1848, d.h. die Vernichtung der kapitalistischen Gesellschaft durch die kommunistische Gemeinschaft via Enteignung sogar der kleinen und mittelständischen Unternehmen z.B. während des Beginns der Honecker-Ära, unterband jede Dynamik der Produktivkraftentwicklung. Die Ökologische Plattform sollte m.E. aus dem Scheitern der „Aufhebung des Privateigentums“ die richtigen Schlüsse ziehen. Statt MLPD-Aktivisten der „Umweltgewerkschaft“, die sich ihrem Parteiprogramm zufolge an Stalin und Mao orientieren, und Ewiggestrigen der Initiative Ökosozialismus hinterherzulaufen, sollte sie die sich ankündigenden Disruptionen (schöpferischen Zerstörungen) als zukunftsbestimmendes Merkmal wahrnehmen. Die gegenwärtige Suche nach einem postneoliberalen Entwicklungspfad erfordert in besonderer Weise eine Wirtschaftslenkung durch den bürgerlich-demokratischen Staat, d.h. eine „Wiedereinbettung“ (Polanyi) der Gesellschaft in die Gemeinschaft, z.B. durch der Arbeitsproduktivität entsprechende Löhne (Keynes).


    Was bleibt von Marx? Fast alles: Menschenbild, materialistische Dialektik und der chinesische Weg


    Bis 2030 werde sich die Welt angesichts bevorstehender starker Preissenkungen auf dem Energiesektor radikal verändern, prognostiziert Tony Seba24, Zukunftsforscher der Stanford University und Silicon-Valley-Unternehmer. Insbesondere die disruptiven, die fossilistische Energiebasis verdrängenden Mobilitätsfortschritte sowie Entwicklungen der Wind- und Solarwirtschaft (Speichertechnologien) werden sich in den 2020ern „weit schneller vollziehen als selbst Zukunftsexperten vorausgesagt haben. Und wir können sagen: Wir sind dabei gewesen“ (Franz Alt, „Sonnenseite“ am 30.12.2017).


    Das kommunistische China, Weltmeister bei Wind- und Solarenergie, mutiert zur Lokomotive der weltweiten Klimaschutzaktivitäten. Privater Grundbesitz wird in der Volksrepublik nicht geduldet. Das ermöglicht der Partei- und Staatsführung, die kapitalistische Entwicklung der kommunistischen Volkswirtschaft zu lenken. Seit der G20-Konferenz von Hangzhou 2016 präsentiert sich das Reich der Mitte als Motor von Klimaschutzbestrebungen aller führenden Industrie- und Schwellenländer.

  


  
    Michael Löwy: Ökosozialismus


    Rezension von Friedhelm Knipping-Petri


    Der in Brasilien geborene Autor lebt seit 1969 in Paris und ist Forschungsdirektor (Emeritus) am Centre national de recherches scientifiques.


    [image: Bild12]Löwys Buch ist ein Grundlagenwerk, das eine profunde Einführung in Ansätze und Konzepte des Ökosozialismus bietet. Im Anhang befinden sich zudem mehrere Manifeste der globalen ökosozialistischen Bewegung, die man in dieser Bündelung bisher in der einschlägigen Literatur vergebens suchte. Löwy verweist kenntnisreich auf den Ökosozialismus als Strömung der Reflexion und der ökologischen Aktion auf den grundlegenden Errungenschaften des Marxismus. Er ist damit ein radikales Projekt, das nicht nur auf eine Umwälzung der Produktionsverhältnisse abzielt, sondern auch ein neues Zivilisationsparadigma schaffen will, das mit den Grundlagen der kapitalistisch-industriellen, westlichen und modernen Zivilisation bricht, um ihr Überleben zu sichern.


    Michael Löwy: Ökosozialismus – Die radikale Alternative zur ökologischen und kapitalistischen Katastrophe, LAIKA-Verlag 2016, 192 Seiten, ISBN: 978-3-944233-63-5, 21 €

  


  
    Natur gegen Kapital


    Rezension von Friedhelm Knipping-Petri


    Der Autor ist Gastforscher an der University of California Santa Barbara und JSPS Postdoctoral Fellow for Research Abroad.


    Die vorliegende Arbeit wurde 2014 als Dissertation dem Institut für Philosophie an der Humboldt-Universität zu Berlin vorgelegt. Ihr Thema: Marxens Ökologie in seiner unvollendeten Kritik des Kapitalismus. Sie schließt eine bisher schmerzlich empfundene Lücke in der MEGA25-Forschung. Es ist schon erstaunlich, dass ausgerechnet US-ameriknische und japanische Marxisten sich in den letzten Jahrzehnten dieses überaus wichtigen und aktuellen Schlüsselthemas so intensiv angenommen haben.


    Saitos aus überaus akribischer Durchforstung bisher unveröffentlichter Briefe und Exzerpte resultierende Arbeit stellt eine bis zur letzten Seite spannend zu lesende und erkenntnistheoretisch erhellende Fundgrube dar. Seine Forschungsergebnisse widerlegen nicht zuletzt auch die von Marxist_innen immer wieder aus Unkenntnis angeführte Kritik am angeblich unerschütterlichen Fortschrittsglauben Marxens in eindrucksvoller Weise.


    [image: Bild13]Angesichts der globalen Krise, genauer der Vielfachkrise, ist es unumstritten notwendig, diese im Zusammenhang mit dem kapitalistischen System zu analysieren. Für eine breite ökosozialistische Bewegung im 21. Jahrhundert ist deshalb eine Aktualisierung der Marx´schen Theorie unerlässlich. Kohei Saito rekonstruiert die unvollendete Marx´sche ökologische Kritik des Kapitalismus anhand der neuen MEGA mit ihren vielen unbekannten naturwissenschaftlichen Exzerpten von Marx und seinen Versuch, den Widerspruch des Kapitalismus als ökologische Krise zu thematisieren.


    Mit Marx (1844), für den die zentrale Aufgabe des Kommunismus die vollkommene Einheit zwischen Mensch und Natur, die wahrhafte Auflösung des Widerspruchs des Menschen mit der Natur ist, möchte man nach der Lektüre dieser herausragenden Arbeit den Marxisten in aller Welt zurufen: Genug der Interpretationen und der fruchtlosen parteipolitischen Selbstbeschäftigung, fangt endlich an, den Planeten zu retten – viel Zeit bleibt Euch nicht mehr!


    Kohei Saito: Natur gegen Kapital.Marx' Ökologie in seiner unvollendeten Kritik des Kapitalismus, 2016, Campus-Verlag, 328 Seiten, ISBN: 9783593505473; Livebook unter http://www.campus.de/livebook/9783593505473/html5.html (abgerufen 20.2.2018)

  


  
    


    22 Hier wird deutlich, dass CO2 einen sehr großen Einfluss auf die Lebensbedingungen der Erde hat.


    23 Peter Ruben "Was bleibt von Marx’ ökonomischer Theorie?", http://www.peter-ruben.de/schriften/economy/Ruben%20-%20Was%20bleibt%20von%20Marx%20oekonomischer%20Theorie.pdf, abgerufen 1.3.2018


    24 nach Tony Seba: "Saubere Revolution 2030", http://blog.metropolsolar.de/2017/09/tony-seba-saubere-revolution-2030/, abgerufen 1.3.2018


    25 MEGA: Marx-Engels-Gesamtausgabe, vollständige historisch-kritische Werkausgabe

  


  
    Leserbrief


    Fremdeln mit der Entfremdung


    von Wolfgang Borchardt


    Auch nach mehrfachem Lesen von Hansjürgens Beitrag (siehe Seite 25) ist mir immer noch nicht klar, ob ich ihn richtig verstanden habe. Doch reizen mich einige Passagen zum Widerspruch, den ich mir nicht verkneifen kann. Das beginnt schon mit der Wortwahl „Auch wenn Prof. Dr. Dr. Götz Brandt weder den WBGU noch die vor der Veröffentlichung seiner Broschüre sichtbaren ersten internationalen Verhandlungserfolge bei der Eindämmung des Klimawandels der Erwähnung wert findet...“ (Hervorhebung von mir, W.B.), die selbst schon eine Ab-Wertung beinhaltet ‒ ohne dass irgendeine inhaltliche Kritik erfolgt. Doch was ist der Grund? Ablehnung der Person Götz Brandt oder seiner Aussagen zur Entfremdung? Letzteres könnte ich verstehen: Zu akzeptieren, nicht nur seinen Mitmenschen, sondern seinen eigenen Bedürfnissen, also sich selbst entfremdet zu sein ‒ das ist keine leichte Kost und verleitet leicht dazu, das gesamte Konzept zu verwerfen.


    Hansjürgen fragt, „warum die Verhandlungserfolge ... für den Autor wenig zählen“ und führt als Erklärung Naomi Kleins Aussage mit dem zu ändernden Betriebssystem an ‒ die allerdings von Götz in dem nachfolgenden Abschnitt mit den Worten kritisiert wird: „Aber dafür haben wir einfach keine Zeit mehr. Schätzungsweise haben wir nicht mehr als 20 Jahre Zeit, um den Klimawandel zu verhindern (Schellnhuber, H.-J. 2015).“ DAS ist die Antwort: Die objektiven Gegebenheiten sind die unbequeme Wahrheit, an der die völlig unzureichenden Verhandlungsergebnisse gemessen werden müssen!


    Doch das ficht Hansjürgen nicht an. Er will Marx‘ Entfremdungstheorie widerlegen und bringt dabei Tönnies‘ soziologische Gegenüberstellung von Gesellschaft und Gemeinschaft in Anschlag, der allerdings die materielle, genauer die (philosophisch-)materialistische Basis fehlt. (Nebenbei bemerkt war das auch die Grundlage dafür, dass sich seine Gemeinschaftsvorstellungen missbrauchen ließen.) Und jetzt kommen zwei Schritte Anlauf zum salto mortale: 
Erstens: Wir reden jetzt von einer gesellschaftsneutralen Globalisierung, die „jeder Sozietät a priori immanent“ sei und nicht mehr vom Kapitalismus und seinen Gebrechen, nicht von der imperialistischen Tendenz der kapitalistischen Zentren zum Ressourcenkrieg, nicht von Landraub im Globalen Süden und – Schwerpunkt: Landwirtschaft – ebenso in Deutschland und auch nicht mehr vom „Klassenkampf ... Reich gegen Arm“ (Zitat: Warren Buffet). 
Zweitens: Die sich aus der unvermeidlichen Globalisierung ergebende Vernichtung von Arbeitsplätzen/Existenzen (wobei andernorts neue entstehen) ist – ohne jede Empathie für die betroffenen Mitmenschen, also von seinen Mitmenschen entfremdet ‒ so mit Schumpeter eine quasi naturgegebene „schöpferische Zerstörung“. (Nebenbei bemerkt erübrigen sich damit auch alle linken Bestrebungen, prekäre Beschäftigungsverhältnisse zu überwinden.) 
Jetzt folgt der Absprung: Da das „realsozialistische Experiment“ gescheitert ist, sei auch Marx‘ Entfremdungstheorie widerlegt – gerade so, als hätte Marx der Arbeiterklasse ein fertiges Rezept für den Sozialismus verschrieben, das allein in der Abschaffung des Privateigentums bestand. Im Fluge schnell noch einen Seitenhieb auf Umweltgewerkschaft, MLPD, Stalin, Mao und andere „Ewiggestrige“, um dann bei der Landung das Loblied auf den bürgerlich-demokratischen Staat (mit „Du Du“ zum Dieselskandal, Intervention gegen verschärfte Abgasvorschriften bei der EU, EE-Ausbremsung im Interesse der Stromkonzerne, gigantische Umverteilung von unten nach oben, …) zu singen.
Zum Schluss folgt sogar noch eine Pirouette mit dem Lob auf Marx‘ „Menschenbild, materialistische Dialektik“ und das „kommunistische China, Weltmeister bei Wind- und Solarenergie“ (wo übrigens Mao immer noch verehrt wird).


    Was für ein geistiger salto mortale! Da bleibt mir nur noch das Zitat aus Faust: 
„Mir wird von alledem so dumm, als ging‘ mir ein Mühlrad im Kopfe herum.“


    Selber lesen macht schlau:


    Götz Brandt: Entfremdung von der Natur, Beiträge zur Umweltpolitik - Heft 24; download unter http://www.oekologische-plattform.de/wp-content/uploads/2017/03/bzu_24.pdf
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